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Geschiftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und In-
tegration

1. Abgeordnete Vor dem Hintergrund der seit vielen Jahren hochst problemati-
Alexandra schen politischen Situation im autoritaren Aserbaidschan mit
Hiersemann zahlreichen Menschenrechtsverletzungen frage ich die Staats-
(SPD) regierung, wie viele Gefliichtete seit 01.01.2020 bis zum Stich-

tag 31.01.2022 aus bayerischer Zustandigkeit nach Aserbaid-
schan abgeschoben wurden (bitte aufgeschlisselt nach Mona-
ten angeben), wie viele geplante Abschiebungen nach Aser-
baidschan in diesem Zeitraum nicht durchgefuhrt werden konn-
ten (bitte mit Angabe der Griinde) und flir wie viele Personen
Abschiebungen nach Aserbaidschan derzeit geplant sind (inkl.
derer, die als vollziehbar ausreisepflichtig gelten und nicht im
Besitz einer Duldung zum 31.01.2022 waren)?
Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration
Soweit in der Anfrage Aussagen zur Situation in Aserbaidschan getroffen werden,
ist darauf hinzuweisen, dass es sich dabei um zielstaatsbezogene Umsténde han-
delt, die ausschlielllich im Rahmen des Asyl- bzw. Asylfolgeverfahrens durch das
Bundesamt fir Migration und Fliichtlinge und die Verwaltungsgerichte zu prifen
sind. Asylbewerber, die nach gruindlicher Prifung ihrer Antrage durch die zustandi-
gen Behorden und Gerichte keinen Anspruch haben, in Deutschland zu bleiben,
mussen unser Land wieder verlassen. An diese rechtsstaatlich zustande gekomme-
nen Entscheidungen sind die Auslanderbehdrden gebunden und letztlich verpflich-
tet, in den abschlieRend entschiedenen Fallen Rickfihrungen durchzufihren, wenn
Ausreisepflichtige nicht freiwillig ausreisen.
Die Anzahl der Personen, die in den Jahren 2020 und 2021 von Bayern nach Aser-
baidschan abgeschoben wurden, sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:
Jan| Feb | Mrz| Apr| Mai| Jun| Jul| Aug| Sep| Okt| Nov| Dez| Gesamt
20201 4 | 26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 30
2021 1 0 20 1 0 20 7 0 6 0 18 0 73

Die Anzahl der geplanten, aber nicht durchgefihrten Abschiebungen nach Aser-
baidschan in den Jahren 2020 und 2021 sind der nachfolgenden Ubersicht zu ent-

nehmen:



Drucksache 18/21257

Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode

Seite 2

2020 2021
gescheiterte Abschiebungen 15 173
davon
tatsachliche Griinde 3 21
rechtliche Griinde 1 8
medizinische Grinde 0 11
unbekannter Aufenthalt 4 98
sonstige Griinde 7 35

Fur den Monat Januar 2022 liegen der Staatsregierung bislang noch keine Zahlen

Vor.

In Bayern gibt es insgesamt 1 061 ausreisepflichtige Personen aserbaidschani-
scher Staatsangehorigkeit, 148 Personen davon sind nicht im Besitz einer Duldung
(Stand 31.12.2021). Zahlen zum Stichtag 31.01.2022 liegen der Staatsregierung

noch nicht vor.
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2. Abgeordneter Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass Antifa-Personen eine
Christoph AfD-Kundgebung fir die Direktwahl des Bundesprasidenten am
Maier Minchner Odeonsplatz am 13.02.2022 angriffen und offenbar
(AfD) Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte leisteten, mdglicher-

weise auch Landfriedensbruch begingen und zudem das Ab-
standsgebot nicht einhielten, wie auf einem Foto' dokumentiert
ist, frage ich die Staatsregierung, welche samtlichen Rechtsver-
stoRe sie aufseiten der Gegendemonstranten feststellen
konnte, wie der Stand samtlicher ordnungsrechtlicher bzw.
strafrechtlicher Verfahren ist und welche Erkenntnisse sie zu
den Gegendemonstranten hat?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die angezeigte Versammlung der AfD fand am Sonntag, 13.02.2022, in der Zeit von
12.20 Uhr bis 13.00 Uhr am Odeonsplatz in Miinchen statt. Gegen 12.10 Uhr ver-
suchten ca. 20 opponierende Teilnehmer vom U-Bahn-Aufgang Odeonsplatz/The-
atinerstrafRe in Richtung der Versammlungsflache der AfD zu gelangen. Um Gefah-
ren durch ein unmittelbares Aufeinandertreffen der beiden widerstreitenden Perso-
nengruppen zu verhindern, wurden die opponierenden Teilnehmer ca. 10 Meter vor
Betreten der Versammlungsflache der AfD durch unmittelbaren Zwang in Form von
Schieben und Driicken seitens der eingesetzten Polizeikrafte gestoppt. Gleichzeitig
wurde der opponierenden Personengruppe eine eigene Versammlungsortlichkeit im
nordlichen Teil des Odeonsplatzes zugewiesen, wo sich die Personengruppe
schlieBlich hinbegab. Wenige Minuten spater versuchten 15 weitere opponierende
Teilnehmer ebenfalls zur Versammlungsflache der AfD zu gelangen. Die Personen-
gruppe wurde polizeilich angesprochen und zur Versammlungsortlichkeit der ande-
ren opponierenden Teilnehmer verwiesen. Da die Personengruppe dieser Auffor-
derung zuerst nicht nachkam, wurde diese durch Schieben und Driicken zur ge-
nannten Ortlichkeit abgedréangt. Die Versammlung der AfD wurde um 13.00 Uhr
nach ansonsten stérungsfreiem Verlauf beendet. Zu Angriffen der opponierenden
Teilnehmer auf Versammlungsteilnehmer der AfD-Versammlung oder polizeiliche
Einsatzkrafte kam es nicht. Ein Zugang zur Versammlungsflache der AfD war stets
gewabhrleistet.

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten der opponierenden Teilnehmer konnten poli-
zeilich nicht festgestellt werden. Eine kurzfristige Verdichtung der Personengruppe
im Rahmen der polizeilichen Zwangsanwendung stellt fiir sich gesehen keinen hin-
reichenden Anhaltspunkt flr die Verwirklichung eines VerstoRes gegen die ver-
sammlungsbezogenen Mindestabstandspflichten dar. Eine Personalienfestellung
der opponierenden Teilnehmer erfolgte nicht. Vor diesem Hintergrund kénnen auch
keine weitergehenden Erkenntnisse Uber die vorgenannte Personengruppe mitge-
teilt werden.

1 https://www.facebook.com/christoph.maier.MdL/photos/pcb.3219767541585697/3219767501585701
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3. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob bayerische Kommunen mit-

Stephanie tels Satzung die Verpachtung offentlicher Flachen so ein-
Schuhknecht schrénken kénnen, sodass Zirkusse mit Wildtieren dort nicht
(BUNDNIS mehr zuldssig sind, falls nein, welche weiteren rechtlichen Mog-
90/DIE GRU- lichkeiten (Widmung der Flachen, Sicherheitsbedenken bzw.
NEN) Gefahrenabwehr, Tierschutzauflagen) fir Kommunen beste-

hen, um die Nutzung durch Zirkusse mit Wildtieren einzu-
schranken und ob sie die Argumentation teilt, dass eine artge-
rechte Haltung von Wildtieren in Zirkussen nicht moglich ist und
daher ein generelles gesetzliches Haltungsverbot in Zirkussen
erstrebenswert ware?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Ob Zirkusse mit Wildtieren von der Verpachtung 6ffentlicher Flachen mittels kom-
munaler Satzung in rechtlich zulassiger Weise ausgeschlossen werden kénnen, ist
héchstrichterlich bislang nicht geklart.

Aus kommunalrechtlicher Sicht missen Gemeinden zunachst grundséatzlich keine
Flachen fir Zirkusse bereitstellen — unabhangig davon, ob ein Zirkus auch Wildtiere
halten und vorfihren will oder nicht. Entsprechende gemeindliche Flachen sind
zwar Offentliche Einrichtungen im Sinn von Art. 21 der Bayerischen Gemeindeord-
nung. Die Entscheidungen, ob und wozu eine Gemeinde eine offentliche Einrich-
tung schafft, fallen aber in ihr verfassungsrechtlich geschiitztes Selbstverwaltungs-
recht. Lasst eine Gemeinde aber die Nutzung einer bestimmten 6ffentlichen Flache
durch Zirkusse grundsatzlich zu, dirfen Widmungsbeschrankungen nicht auf sach-
fremden Kriterien beruhen.

Die aulerbayerische Rechtsprechung tendiert dazu, den unter Berufung auf den
Tierschutz begrindeten Ausschluss von Zirkussen mit Wildtieren fir unzulassig zu
halten. Denn fur eine tierschutzorientierte Regelung ware der Bund zustandig (vgl.
beispielhaft das Oberverwaltungsgericht Lineburg, Beschluss v. 02.03.2017
— 10 ME 4/17). Allerdings schlie®t dies andere sachliche Differenzierungsgrinde
als den Tierschutz nicht aus.

In Bayern liegen dazu unterschiedliche erstinstanzliche Entscheidungen vor: Das
Verwaltungsgericht Minchen hielt es in einem Urteil
(v. 06.08.2014 — M 7 K 13.2449) fur nicht sachfremd oder willktrlich, wenn sich eine
Gemeinde am Publikumsinteresse orientiert — und zwar unabhangig davon, ob der
Wandel des Interesses auf weltanschaulichen Griinden, Zeitgeiststromungen oder
der gesellschaftlichen Hinwendung zu artistischen Darbietungen anderer Art beruht.
Ebenso befand es das Gericht fiir zulassig, wenn eine Gemeinde danach unter-
scheidet, ob bestimmte Zirkusarten besonders verwaltungsaufwandig zu betreuen
sind. Es erachtete es daher fiir rechtmaRig, wenn eine Gemeinde eine entspre-
chend gewidmete Flache aus diesen Griinden nur solchen Zirkussen zur Verfligung
stellt, die keine Wildtiere mit sich oder vorfuhren. Demgegenuber befand das Ver-
waltungsgericht Ansbach den unter Berufung auf den Tierschutz begriindeten Aus-
schluss von Zirkussen mit Wildtieren far rechtswidrig
(Beschluss v. 27.02.2019 — AN 4 E 19.277). Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof
war mit dieser Frage bisher ebenso wenig befasst wie das Bundesverwaltungsge-
richt, so dass in Bayern eine obergerichtliche und bundesweit eine héchstrichterli-
che Klarung bislang noch ausstehen.
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Etwaige Befugnisse fir sicherheits- und tierschutzrechtliche Anordnungen sind von
der Frage, ob o6ffentliche Flachen fur einen Zirkus mit Wildtieren zur Verfigung ge-
stellt werden missen, unabhangig. Das Kommunalrecht befasst sich insoweit nur
mit der Frage, ob eine Gemeinde eine entsprechende Flache zur Verfligung stellen
muss. Etwaige sicherheits- und tierschutzrechtliche Einschrankungen sind dadurch
nicht ausgeschlossen.

Das fiir das Tierschutzrecht zustandige Staatsministerium fir Umwelt und Verbrau-
cherschutz unterstitzt ein tierschutzrechtliches Verbot der Haltung bestimmter
Wildtiere im Zirkus auf Bundesebene. Ein dahingehender Verordnungsentwurf des
Staatsministeriums fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten fand 2021 im Bun-
desrat allerdings keine Mehrheit.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

4. Abgeordnete = Nachdem Staatsministerin fir Wohnen, Bau und Verkehr Kers-

Inge tin Schreyer in einer Pressemeldung am 2. Februar 2022 eine
Aures LZentralstelle fir Radverkehr* zur Unterstiitzung der Kommu-
(SPD) nen beim Radwegebau ankiindigte, frage ich die Staatsregie-

rung, wo eine solche Zentralstelle angesiedelt werden soll (Ver-
waltungsebene, Dienststelle), was die konkreten Aufgaben der
Zentralstelle sind und mit wie vielen Personalstellen sie ausge-
stattet ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Fir mehr Radverkehr braucht es auch die Bindelung von Know-how und Beratung.
Dazu richtet der Freistaat eine Zentralstelle Radverkehr bei der Landesbaudirektion
Bayern ein, die im Jahr 2022 ihre Arbeit aufnehmen soll. Die Aufgaben der Zentral-
stelle lassen sich wie folgt umrei3en: Die Zentralstelle Radverkehr soll die Kommu-
nen bei der Steuerung und Koordinierung von bedeutsamen interkommunalen Rad-
weg-Projekten wie etwa bei Radschnellwegen unterstlitzen. Zudem sollen die Kom-
munen bei der Umsetzung einzelner Projekte beratend unterstitzt und begleitet
werden, beispielsweise durch Mitwirkung in Projektgremien. Des Weiteren wird die
Zentralstelle fir die Kommunen Musterunterlagen erarbeiten und bereitstellen.
Auch statistische und Blindelungsaufgaben im Zusammenhang mit der Forderung
des Radverkehrs werden Aufgabe der Zentralstelle. Zudem soll die Zentralstelle
landesweite operative Aufgaben zur Starkung des Radverkehrs ibernehmen. Die
Zentralstelle wird zunachst mit fiinf Stellen ausgestattet.
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5. Abgeordneter Nachdem der Bundesrechnungshof in seinem Sonderbericht
Florian von vom 08.02.2022 festgestellt hat, dass die Lander sich zu wenig
Brunn an der Finanzierung des OPNV beteiligen und Bundesmittel un-
(SPD) genutzt lassen (vgl. Seite 21 ff. des Berichts), frage ich die

Staatsregierung, wie hoch der Anteil des Freistaates an der
OPNV-Finanzierung im Vergleich zum Bund seit 2017 war (ab-
solut und prozentual), in welcher Hohe Bundesmittel (Regiona-
lisierungsmittel, Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
— GVFQG) seit 2017 nicht verausgabt wurden und wie mit den
ungenutzten Mitteln verfahren wurde?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Bund leistet aufgrund des Gesetzes zur Regionalisierung des 6ffentlichen Per-
sonennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz — RegG) einen Finanzierungsbeitrag
an die Lander. Der Freistaat hat in den Jahren 2017 bis 2020 Regionalisierungsmit-
tel in Hohe von insgesamt rund 5,2 Mrd. Euro erhalten. Die kumulierten Ausgabe-
reste 2020 betrugen ca. 440 Mio. Euro. Ausgabereste werden jeweils fir laufende
Projekte in den Folgejahren verplant. Die Regionalisierungsmittel werden somit voll-
standig fir die im RegG genannten Zwecke eingesetzt. Nach derzeitiger Mittelpla-
nung werden die Ausgabereste spatestens im Jahr 2023 aufgebraucht sein.

Des Weiteren gewahrt der Bund Finanzhilfen fir Investitionen zur Verbesserung der
Verkehrsverhaltnisse in den Gemeinden aufgrund des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes (GVFG). Fur diese Projektférderungen wurden im Freistaat in den
Jahren 2017 bis 2020 insgesamt rund 82 MioEuro an Kommunen ausbezahlt. Aus-
gabereste entstehen hier nicht, weil die Mittel beim Bund jeweils bedarfsgerecht
abgerufen werden.

In den Jahren 2017 bis 2020 hat der Freistaat neben den Bundesmitteln weitere
Mittel in H6he von mehr als 818 Mio.Euro fir Zwecke des o6ffentlichen Personen-
nahverkehrs eingesetzt. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um OPNV-Zuwei-
sungen an die Kommunen sowie um Mittel fur Projektférderungen nach dem Baye-
rischen GVFG und dem Finanzausgleichsgesetz.

Es ist nicht zielfUhrend, die Beitrdge des Bundes und des Freistaats prozentual ins
Verhaltnis zu setzen, da die Leistungen auf unterschiedlichen rechtlichen Grundla-
gen basieren und unter den Aufgabentrdgern des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs verteilt werden. Dabei leisten die Kommunen einen erheblichen eigenen An-
teil an der Finanzierung des allgemeinen offentlichen Personennahverkehrs, der bei
dieser Betrachtung unberiicksichtigt bleibt.
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6. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch die jahrlichen OPNV-
Dr. Markus Zuweisungen seit 2010 in absoluten Zahlen pro OPNV-Aufga-

Buchler bentrager (alternativ: Regierungsbezirk) und wie hoch der pro-

(BUNDNIS zentuale Anteil an Foérderung im Vergleich zu den jeweiligen

90/DIE GRU-  benétigten OPNV-Gesamtaufwendungen der OPNV-Aufga-

NEN) bentrager (alternativ: in den Regierungsbezirk) seit 2010 wa-
ren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die vorhandenen Daten zu den OPNV-Zuweisungen, die Gesamtaufwendungen
und die Forderquote bei den OPNV-Zuweisungen der jeweiligen kommunalen Auf-
gabentrager fir den allgemeinen OPNV sind in der beiliegenden Tabelle *) darge-
stellt.

Die Gesamtaufwendungen stammen aus den Verwendungsnachweisen fur die
OPNV-Zuweisungen von den OPNV-Aufgabentragern. Es sind die férderfahigen
Aufwendungen dargestellt. Nicht férderfahige Aufwendungen der Aufgabentrager
werden nicht erhoben.

Daten zu den Aufwendungen der kommunalen Aufgabentréager fiir den OPNV sind
ab dem Jahr 2012 verfligbar.

Fur den Regierungsbezirk Oberbayern sind einige Verwendungsnachweisprifun-
gen der Jahre 2019 und 2020 noch nicht abgeschlossen. Daher liegen fir diese
Jahre dort noch nicht alle Daten vor.

Die Gesamtaufwendungen fir das Jahr 2021 liegen aufgrund der noch fehlenden
Verwendungsnachweise aktuell noch nicht vor.

Einige kreisangehorige Gemeinden haben die Aufgabentragerschaft fur den allge-
meinen OPNYV erst im Laufe der Jahre Gbertragen bekommen oder diese beendet.
Dies ist in der Tabelle entsprechend vermerkt.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000013000/0000013464_Büchler_ANL.pdf
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7. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, inwiefern sie die Errichtung eines

Sebastian ICE-Instandhaltungswerks im Grofsraum Nurnberg befurwortet
Korber (bitte mit Mitteilung eines ggf. bereits priorisierten Standorts
(FDP) bzw. Bewertung des Standortprozesses der DB bisher), wie hat

sie bzw. Ministerprasident Dr. Markus Sdder bislang auf das
Standortauswahlverfahren Einfluss genommen' und inwiefern
ist sie der Auffassung, dass es fir InfrastrukturgroRprojekte
sachdienlich ist, wenn sich Politiker mit Meinungsauf3erungen
noch vor Raumordnungsverfahren medial zu Wort melden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Staatsregierung befiirwortet die Plane der DB Fernverkehr AG, die Leistungen
im Schienenpersonenverkehr zu verdoppeln und somit mehr klimaschonende Mo-
bilitat in ganz Deutschland anbieten zu kénnen. Es ist aus ihrer Sicht nachvollzieh-
bar, dass fir diese Ausweitung zusatzliche Fahrzeugkapazitaten geschaffen wer-
den mussen und hierflir wiederum an einem geeigneten Standort im stiddeutschen
Raum eine zuséatzliche Serviceeinrichtung zur Fahrzeugwartung notwendig ist. Im
Prozess der Standortsuche hat die DB aktuell das Raumordnungsverfahren bei der
zustandigen Regierung von Mittelfranken fir die drei Standorte MUNA Feucht, den
Bereich sidlich davon sowie Allersberg/Pyrbaum/Roth beantragt. Einen priorisier-
ten Standort gibt es nach Kenntnis der Staatsregierung nicht.

Die Suche nach einem Standort fir ihr ICE-Werk ist Aufgabe der bundeseigenen
DB Fernverkehr AG. Der Freistaat ist in die unternehmensinterne Standortentschei-
dung nicht eingebunden. Die Staatsregierung hat keinen Einfluss auf das Verfahren.

Beim Raumordnungsverfahren handelt es sich um ein férmliches Verwaltungsver-
fahren, welches nach transparenten und nachvollziehbaren Kriterien durch die H6-
here Landesplanungsbehdrde durchgefiihrt wird.

1

vgl. https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/nuernberg-ice-werk-standort-kritik-runder-tisch-transpa-

renz-soeder-db-politikzr-91252252.html; https://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/wirt-

schaft/detailansicht-wirtschaft/artikel/wohin-derinformationsfluss-schlaengelt. html#topPosition



https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/nuernberg-ice-werk-standort-kritik-runder-tisch-transparenz-soeder-db-politikzr-91252252.html
https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/nuernberg-ice-werk-standort-kritik-runder-tisch-transparenz-soeder-db-politikzr-91252252.html
https://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/wirtschaft/detailansicht-wirtschaft/artikel/wohin-derinformationsfluss-schlaengelt.html%23topPosition
https://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/wirtschaft/detailansicht-wirtschaft/artikel/wohin-derinformationsfluss-schlaengelt.html%23topPosition
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8. Abgeordneter Nachdem der Ministerrat Ende letzten Jahres die Erarbeitung
Jurgen einer Landesverordnung zur Umsetzung eines Teil des Bau-
Mistol landmobilisierungsgesetzes beschlossen hat, frage ich die
(BUNDNIS Staatsregierung, wie der jeweilige Sachstand und Zeitplan fir
90/DIE GRU-  den Erlass einer Rechtsverordnung geméaR § 201a und § 250
NEN) Baugesetzbuch (BauGB) ist, aus welchen Griinden der Erlass

einer Rechtsverordnung fiir das sog. Umwandlungsverbot im-
mer noch fraglich ist und inwiefern der 6rtliche Anwendungsbe-
reich der bundesrechtlichen Mieterschutzvorschriften, der in
der Mieterschutzverordnung (MiSchuV) festgelegt und durch
ein Gutachten und dessen Fortschreibung bestimmt ist, fir den
Erlass von Rechtsverordnungen gemaf §§ 201a und 250 zur
Definition von Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt
herangezogen werden kann?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Ministerrat hat am 21. Dezember 2021 entschieden, von der Verordnungser-
machtigung nach § 201a des Baugesetzbuches (BauGB) Gebrauch zu machen.
Das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) wurde beauftragt, auf
Grundlage der vorliegenden gutachterlichen Erkenntnisse die zum Erlass der Ver-
ordnung notwendige Beteiligung der betroffenen Stadte und Gemeinden sowie der
kommunalen Spitzenverbande durchzuflihren, den Verordnungsentwurf samt Be-
grindung auszuarbeiten und anschlieRend zur Beschlussfassung dem Ministerrat
vorzulegen.

Dieser Beschlussfassung ging eine Vorprifung voraus, ob die Gebietskulisse der
Mieterschutzverordnung grundsatzlich auf das Baurecht Gbertragen werden kann.
Dies wurde fir den Bereich des § 201a BauGB im Wesentlichen bejaht.

Unmittelbar nach Beschluss des Ministerrats hat das StMB noch im Dezember 2021
die Ausarbeitung der detaillierten gutachterlichen Stellungnahme zur Festlegung
der Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt fir den Bereich des § 201a BauGB
in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse werden voraussichtlich im 1. Quartal 2022 vor-
liegen.

Im Anschluss daran ist die Anhérung der betroffenen Stadte und Gemeinden sowie
der kommunalen Spitzenverbdnde beabsichtigt.

Hinsichtlich der Verordnungsermachtigung nach § 250 BauGB pruft das StMB zum
aktuellen Zeitpunkt, ob und mit welchem Inhalt von der Verordnungsermachtigung
in Bayern Gebrauch gemacht werden koénnte. Aufgrund der Tragweite der Verord-
nung und der damit verbundenen spezifischen Rechtseingriffe in das Eigentum be-
darf es einer umfassenden Bewertung und sorgsamen Abwagung einer Vielzahl von
Aspekten. In diesem Zusammenhang wird auch bereits eine mogliche inhaltliche
Ausgestaltung der Verordnung betrachtet. Zudem steht das StMB in engem Aus-
tausch mit den Kommunen, um deren Erkenntnisse zu den Wohnungsmarkten in
den Entscheidungsprozess miteinzubeziehen.
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9. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch die OPNV-Zuweisungen
Alexander 2018 bis 2021 in absoluten Zahlen je Aufgabentragern in Nie-
Muthmann derbayern sind, wie hoch der prozentuale Anteil an Forderun-
(FDP) gen im Vergleich zu den jeweiligen benétigten OPNV-Gesamt-

aufwendungen der Aufgabentrager (Férderquote) in Niederbay-
ern in der Zeit von 2018 bis 2021 ist (Auflistung nach Aufgaben-
tragern und Jahren, eine Vergleichbarkeit mit den Zahlen aus
meiner Anfrage zum Plenum aus der 6. KW 2019 soll gewahr-
leistet sein) und welche Besonderheiten sich bei den Zuschis-
sen aufgrund der Coronakrise in den hierfiir relevanten Jahren
ergaben (bitte ebenfalls nach Aufgabentragern aufgegliedert)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die OPNV-Zuweisungen, die Gesamtaufwendungen und die Férderquote bei den
OPNV-Zuweisungen der jeweiligen kommunalen Aufgabentrager fur den allgemei-
nen OPNV sind in der beiliegenden Tabelle *) dargestellt.

Die Gesamtaufwendungen stammen aus den Verwendungsnachweisen fur die
OPNV-Zuweisungen von den OPNV-Aufgabentragern. Es sind die férderfahigen
Aufwendungen dargestellt. Nicht foérderfahige Aufwendungen der Aufgabentrager
werden nicht erhoben. Die Gesamtaufwendungen flr das Jahr 2021 liegen aufgrund
der noch fehlenden Verwendungsnachweise aktuell noch nicht vor.

Die besondere Situation bei der Pandemie wurde bei der Verteilung auf die einzel-
nen Regierungsbezirke dahingehend berucksichtigt, dass die Daten der finanziellen
Leistungsfahigkeit und der erbrachten Leistungen von 2019 als Verteilungsparame-
ter herangezogen wurden, um pandemiebedingte Verwerfungen zu vermeiden.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Tabelle ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000013000/0000013464_Muthmann_ANL.pdf
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10. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Ausbauplane sie fir den
Verena ,bayernhafen Nurnberg“ hat, wie sich der Frachtschiffverkehr in
Osgyan diesem Hafen in den letzten funf Jahren entwickelt hat und wel-
(BUNDNIS che Guter am ,bayernhafen Nirnberg® seit 2017 umgeschlagen
90/DIE GRU-  wurden (bitte aufgeschlisselt nach Art und Mengen der Giiter)?
NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der bayernhafen Nirnberg zahlt zu den bedeutendsten Gulterverkehrszentren
(GVZ) Europas. Auf einer Flache von 337 Hektar sind tiber 200 Unternehmen aus
den Bereichen Spedition, Transport, Umschlag, Recycling, Industrie, Handel und
logistischen Dienstleistungen angesiedelt. Die Unternehmen beschaftigen Uber
6 700 Mitarbeiter. Insgesamt sind 20 000 Arbeitsplatze in der Region vom bayern-
hafen abhangig.

Die jahrliche Umschlagsleistung betrug in 2019 rund 4,3 Mio. Tonnen per Schiff und
Bahn. Durch die Verkehrsverlagerung auf Schiff und Bahn wurden tGber 175 000
Lkw-Fahrten pro Jahr (a 24 Tonnen Ladung) eingespart. Der Guterumschlag per
Schiff belief sich an den bayernhafen-Standorten Nurnberg und Roth auf 303 000
Tonnen, das sind knapp 16 Prozent mehr als im Vorjahr. Per Bahn erreichte das
Volumen im bayernhafen Nirnberg wie bereits 2018 rund vier Mio. Tonnen. Bei den
Guterarten lagen im Schiffsumschlag Dingemittel, Steine und Erden vorne, im
Bahnverkehr Container und Mineralblerzeugnisse.

Das GVZ verfugt Uber ein Zollamt sowie eine trimodale Umschlaganlage (Schiene-
StraRe-Wasser) fiir den kombinierten Verkehr. In 2019 wurden rund 300 000 TEU
(Twenty Foot Equivalent Unit) umgeschlagen.

Im bayernhafen Nirnberg sind aktuell keine freien Ansiedlungsflachen mehr verfug-
bar. Die Nachfrage nach Logistikflachen in Nurnberg ist aber weiter hoch. Geplant
ist daher eine Optimierung der schifffahrtsseitigen Infrastruktur angepasst an die
veranderte Guterstruktur und -mengen.

Auch die Kapazitatsgrenze des 2006 im bayernhafen Nirnberg in Betrieb genom-
menen Terminals fur den Kombinierten Verkehr ist erreicht. In 2021 wurden UGber
330 000 TEU umgeschlagen, ein Plus von rund 20 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Uber 100 Mio. Euro hat die bayernhafen Gruppe, eine hundertprozentige Toch-
ter des Freistaats Bayern, seit 1966 in den Standort Nirnberg investiert.

Mit Férderung des Bundes wird das KV-Terminal ausgebaut, in Modul 1 werden
u. a. zwei Abstellgleise zu Umschlaggleisen und es wird drei neue Krananlagen ge-
ben. Durch den Terminalausbau, fir den die Genehmigung vorliegt, wird der Bahn-
guterverkehr gestarkt.
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Schiffsgiterumschlag bayernhafen Nirnberg
(Tonnen)

Schiff Umschlag Tonnage Periode

Gutart Gutartklasse 0 bis 9 2017 2018 2019 2020 2021
0 — Land-, forstwirtschaftliche und verwandte Erze 20 985 12 284 13783 16 487 24 267
1 — Andere Nahrungs- und Futtermittel 12 154 13 084 9745 9075 11701
2 — Feste mineralische Brennstoffe 22 205 14 033 16 313 17 025 15278
3 — Erddl, Mineraldl, -erzeugnisse, Gase 11 507 8 359 3280 0 3273
4 — Erze und Metallabfalle 27 645 32 353 31421 20 867 6 287
5 — Eisen, Stahl und NE-Metalle (einschl. Halbzeug | 13 549 7079 8 461 12743 11157
6 — Steine und Erden (einschl. Baustoffe) 34 161 22655 | 54267 | 31611 93 960
7 — Dingemittel 90 091 63 403 65 695 58 767 33 301
9 — Fahrzeuge, Maschinen, sonst. Halb- und Fertigw | 22 772 18 793 10 508 9655 7 888

Alle Gutartklassen 0 bis 9 255 069 192 043 | 213473 | 176 230 | 207 112
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11. Abgeordneter  Bezugnehmend auf die Pressemitteilung 19/2022 vom 26. Ja-

Stefan nuar 2022 ,Bayern beschleunigt Ausbau der E-Ladeinfrastruk-
Schuster tur® frage ich die Staatsregierung, wie viele geeignete Grund-
(SPD) stlcke das Staatsministerium fir Bau und Verkehr der Privat-

wirtschaft jeweils in Bayern, in Mittelfranken bzw. in NuUrnberg
sofort anbieten kann, um E-Ladeinfrastruktur zu errichten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Unter der Federfiihrung des Staatsministeriums flr Wirtschaft, Landesentwicklung
und Energie wird ein Konzept zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in Bayern erarbei-
tet. Ein Baustein hierzu wird sein, dass das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und
Verkehr Dritten staatseigende Grundstlicke im eigenen Ressort fiir 6ffentliche La-
depunkte zur Verfligung stellen wird. Hierzu haben jedoch noch Abstimmungen und
Abklarungen zu erfolgen. Nach Identifikation geeigneter Flachen ist vorgesehen,
diese in das Standorttool des Bundesministeriums fur Digitales und Verkehr
(BMDV), welches als bundesweiter Marktplatz fir Grundstiicksbesitzer und Lade-
saulenbetreiber entwickelt wurde, einzutragen. Auch die anderen Ressorts werden
in ahnlicher Weise verfahren. Die Immobilien Freistaat Bayern hat bereits einen
Muster-Gestattungsvertrag erarbeitet, welcher bei Bedarf den Ressorts zur Verfii-
gung gestellt wird.
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12. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob es zutrifft bzw. wie es sein

Ursula kann, dass der verwaltungsinterne Entscheidungsprozess zur
Sowa Einfihrung der BNB-Zertifizierung (Bewertungssystem Nach-
(BUNDNIS haltiges Bauen des Bundesbauministeriums) fir den staatli-
90/DIE GRU-  chen Hochbau in Bayern langst abgeschlossen ist und auch
NEN) schon ein Konzept vorliegt (zumindest seit letztem Juni), aus

welchen Griinden die Einflihrung auf sich warten lasst und
wann bzw. in welchem Umfang die Zertifizierungsmethoden im
staatlichen Hochbau endlich eingefiihrt werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Projektabwicklung fir staatliche Hochbaumafnahmen richtet sich nach den
Vorgaben der Richtlinien fur die Durchfiihrung von Hochbauaufgaben des Freistaa-
tes Bayern (RLBau). Mitte 2021 wurde in den zugehdrigen Erlauterungen die Ein-
bindung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen des Bundes (BNB) in den
Prozess geregelt.

In Abstimmung mit den vorgesetzten Dienststellen ist bereits im Zuge der Bedarfs-
planung vom zustandigen Staatlichen Bauamt projektweise eine Empfehlung abzu-
geben, inwieweit das BNB-System bei der betreffenden Malnahme aus Sicht der
Bauverwaltung angewendet werden sollte.

Das beschriebene Vorgehen ermdglicht eine auf den Einzelfall bezogene Integra-
tion in die bestehenden Projektablaufe.

Die Entscheidung im einzelnen Projekt liegt beim nutzenden Ressort.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

13. Abgeordneter  Nach der bereits im Marz 2021 erfolgten Anklageerhebung ge-

Cemal gen elf Personen, welche die verbotene Neonazi-Organisation
Bozoglu ,Blood and Honour“ fortgefiihrt haben sollen, frage ich die
(BUNDNIS Staatsregierung, wie der Stand des gerichtlichen Verfahrens
90/DIE GRU- wegen Fortsetzung der verbotenen Organisation ist, welche
NEN) Personen angeklagt wurden und wann mit der Eréffnung des

Hauptsacheverfahrens zu rechnen ist?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Laut Mitteilung der Zentralstelle zur Bekampfung von Extremismus und Terrorismus
(ZET) bei der Generalstaatsanwaltschaft Minchen hat die Staatsschutzkammer
beim Landgericht Miinchen | die Anklage vom 28.01.2021 gegen 10 Angeklagte mit
Beschluss vom 04.01.2022 unverandert zur Hauptverhandlung zugelassen und zu-
nachst 25 Termine zur Hauptverhandlung ab dem 20.06.2022 bis 06.10.2022 be-
stimmt. Gegen einen der urspriinglich 11 Angeschuldigten ist durch das Gericht
eine Verfahrenseinstellung nach § 153a Abs. 2 der Strafprozessordnung erfolgt. Auf
die Beantwortung der Anfrage zum Plenum des Abgeordneten Florian Ritter (SPD)
vom 25.10.2021 ,Anklage gegen mutmafliche Blood and Honour-Mitglieder” wird
Bezug genommen.

Eine namentliche Nennung der 10 Angeklagten ist im Rahmen der Beantwortung
der Anfrage zum Plenum nicht mdglich.

Das parlamentarische Fragerecht der Abgeordneten des Landtags leitet sich aus
Art. 13 Abs. 2, 16 a Abs. 1 und 2 Seite 1 der Bayerischen Verfassung (BV) ab
(vgl. Bayerischer Verfassungsgerichthof — BayVerfGH, Entscheidung vom
17.07.2001, Vf. 56-lva -00, sowie BayVerfGH, Entscheidung vom 11.09.2014).
Grenzen der Antwortpflicht kdnnen sich ergeben, wenn — wie vorliegend — Grund-
rechte Dritter berGhrt werden (vgl. hierzu und zum Folgenden eingehend BayVer-
fGH, Entscheidung vom 11.09.2014 Rn. 36). Praktische Bedeutung entfaltet dabei
insbesondere der Schutzbereich des allgemeinen Personlichkeitsrechts
(Art. 100, 101 BV). Dieses Grundrecht soll die engere personliche Lebenssphéare
und die Erhaltung ihrer Grundbedingungen gewahrleisten. Es sichert jedem Einzel-
nen einen autonomen Bereich privater Lebensgestaltung, in dem jeder seine Indivi-
dualitat entwickeln und wahren kann (vgl. Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts — BVerfGE 79, 256 [268] = NJW 1989, 891). Daneben besteht ein ebenfalls
aus Art. 100, 101 BV abgeleitetes Recht auf informationelle Selbstbestimmung, das
die Befugnis des Einzelnen gewahrleistet, grundsatzlich selbst iber die Preisgabe
und Verwendung seiner personlichen Daten zu bestimmen (vgl. BayVerfGH, Ent-
scheidung vom 11.09.2014 a.a.0. m.w.N).

Ob dem parlamentarischen Fragerecht oder den ebenfalls verfassungsrechtlich ab-
gesicherten Rechtspositionen des betroffenen Blrgers der Vorzug gebtihrt, ist stets
eine Einzelfallfrage und bedarf einer Giterabwagung. Diese ergab im vorliegenden
Fall, dass Auskinfte, die Personendaten zu den Angeklagten in dem noch laufen-
den Strafverfahren des Landgerichts Minchen | beinhalten, nicht Gegenstand der
der Verdffentlichung unterliegenden Beantwortung der Anfrage zum Plenum sein
kdnnen. Dabei fallt entscheidend ins Gewicht, dass die Angeklagten als unschuldig
gelten, solange keine rechtskraftige Verurteilung erfolgt ist.
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14. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Angestellte und Gefan-
Toni gene in der Justizvollzugsanstalt Aichach kirzlich am Norovirus
Schuberl erkrankt sind, was Uber die Infektionskette bekannt ist und wel-
(BUNDNIS che MaRnahmen hinsichtlich der Verhinderung von zukiinftigen
90/DIE GRU-  Ansteckungen dieser Art getroffen werden?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Der Leiter der Justizvollzugsanstalt Aichach teilte hierzu Folgendes mit (Sachstand
15. Februar 2022, Dienstschluss):

Bislang gibt es in der Justizvollzugsanstalt Aichach einen bestatigten Fall einer In-
fektion einer Gefangenen mit dem Norovirus. Die betroffene Gefangene arbeitete in
der Wascherei der Anstalt und war am 28.01.2022 in der Arztsprechstunde. Eine
Stuhlprobe der Gefangenen wurde noch am 28.01.2022 an ein Labor versandt. Die
Laboruntersuchung hat ein positives Ergebnis auf eine Infektion mit dem Norovirus
ergeben. Unmittelbar nach Eingang des Untersuchungsergebnisses wurde der Wa-
schereibetrieb geschlossen und das Gesundheitsamt informiert.

Da in der 6. Kalenderwoche zudem vier in einem Unternehmerbetrieb tatige Gefan-
gene (ber Ubelkeit, Erbrechen und Durchfall klagten, wurde auch dieser Betrieb
eingestellt. Alle in den beiden Betrieben tatigen Gefangenen sowie weitere Ver-
dachtsfalle wurden in ihren Haftrdumen abgesondert. Bei den Gefangenen wurden
Stuhlproben genommen und an das Labor versandt.

Die bisher vorliegenden Laboruntersuchungen von 29 eingesandten Stuhlproben
haben negative Ergebnisse auf eine Infektion mit dem Norovirus ergeben. Die Ab-
sonderung dieser Gefangenen wurde beendet und die Betriebsschlielungen wur-
den aufgehoben. In finf Verdachtsfallen liegt noch kein Untersuchungsergebnis vor.

Uber Noroinfektionen bei Bediensteten ist bislang nichts bekannt.
Auch hinsichtlich der Infektionskette liegen noch keine Erkenntnisse vor. Daher ist

derzeit auch noch keine Aussage dartiiber méglich, ob und ggf. welche MaRnahmen
zur Verhinderung von zukunftigen Ansteckungen zu treffen sind.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

15. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob sie ein durchgangiges Kon-

Giilseren zept erarbeiten mochte, welches den Unterricht in der Her-
Demirel kunftssprache anstelle einer zweiten oder dritten Pflichtfremd-
(BUNDNIS sprache vorsieht (bitte begriinden, falls nicht), warum sie immer
90/DIE GRU-  noch am Ministerratsbeschluss vom 14.09.2004 festhalt, wo-
NEN) nach der muttersprachliche Erganzungsunterricht nach einer

bis 2009 laufenden Ubergangszeit abgeschafft wurde und wa-
rum die Kenntnisse in Herkunftssprachen nicht erfasst werden,
um ein umfassendes Bild von der Sprachkompetenz der Kinder
und Jugendlichen zu erhalten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Fest steht: Gute Deutschkenntnisse sind die entscheidende Grundlage fiir den er-
folgreichen Schulbesuch und die Integration von Kindern und Jugendlichen. Durch
den Erwerb von Fremdsprachen, insbesondere der Lingua franca Englisch, bekom-
men auch von Haus aus zwei- und mehrsprachige Schilerinnen und Schiiler Zu-
gang zu einer plurikulturellen Lebenswelt. Der Berticksichtigung und Wertschatzung
individueller Sprachbiografien, die durch die Lehrkrafte ohnehin im padagogischen
Kontext berticksichtigt werden, ist an bayerischen Schulen schon lange eine Selbst-
verstandlichkeit geworden:

Im Rahmen der besonderen Leistungserhebung zum qualifizierenden Abschluss
der Mittelschule kann das Prifungsfach Englisch durch eine Fernprifung im Fach
nichtdeutsche Muttersprache ersetzt werden. Dabei stehen den Priflingen im
Schuljahr 2021/2022 rund 30 verschiedene Sprachen zur Auswahl. In begriindeten
Ausnahmefallen kann das Prifungsfach Englisch auch im Rahmen des mittleren
Schulabschlusses an der Mittelschule durch eine Fernpriifung im Fach nichtdeut-
sche Muttersprache ersetzt werden.

An den Realschulen kdnnen Schilerinnen und Schiiler, die in die Jahrgangsstufe
acht, neun oder zehn eintreten und an zuvor besuchten Schulen keinen Unterricht
in Englisch hatten, Englisch durch eine andere Fremdsprache ersetzen. Ebenso
wird bilingualer Sachfachunterricht an zahlreichen Realschulen in Bayern angebo-
ten.

Jugendliche kdnnen am Gymnasium etwa durch Nachweis von Kenntnissen in zahl-
reichen Sprachen, u. a. in Farsi, Kroatisch, Neugriechisch, Russisch und zahlrei-
chen weiteren Sprachen, unter bestimmten Voraussetzungen die zweite Pflicht-
fremdsprache ersetzen. Es ist des Weiteren mdglich, die mundliche Abiturpriifung
im Turkischen, Polnischen oder Tschechischen abzulegen. Binationale Abschlisse,
z. B. das deutsch-franzosische Abibac oder das deutsch-italienische Abitur, und bi-
lingualer Unterricht in Sachfachern sind sehr beliebt — auch bei mehrsprachigen
Jugendlichen.

Der muttersprachliche Unterricht der konsularischen Vertretungen wird im laufen-
den Schuljahr 2021/2022 in neun verschiedenen Sprachen angeboten. Der Besuch
dieses Unterrichts kann in Form eines Beiblatts zum Zeugnis dokumentiert werden.
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16. Abgeordneter  Nachdem sich durch verschiedene Nachfragen an das Staats-

Matthias ministerium fur Unterricht und Kultus (StMUK) herausgestellt
Fischbach hat, dass sich dieses fur hausinterne Ausschreibungen von IT-
(FDP) Projekten seit geraumer Zeit durch das schwerpunktmaRig in

Rustungs-, Verteidigungs- und Sicherheitszusammenhangen
tatige Unternehmen ,Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft
mbH (IABG)“ beraten lasst und diese Auftrage teilweise durch
eine Aneinanderkettung von ,Interimsvertrdgen® fortgesetzt
werden, frage ich die Staatsregierung, wie sich die Kooperation
mit der IABG im Zusammenhang mit der Vergabe ,Videokonfe-
renzwerkzeug 2021“ gestaltete (bitte um Darstellung des Zu-
standekommens, der Konditionen und der Leistungsbeschrei-
bung des Vertrags mit der IABG und des dazugehdrigen Verga-
bevermerks sowie um Erlauterung der Notwendigkeit einer
zweimaligen Verfahrensverlangerung und der Vertragserweite-
rung nach Zuschlagserteilung an die
Auctores GmbH trotz der Hinzuziehung der IABG fiir einen rei-
bungslosen Ablauf und die verifizierende Teststellung der An-
gebote), auf welche Summe sich das Gesamtvolumen der Ver-
glitungen an die IABG durch das StMUK in den letzten drei Jah-
ren im Vergleich zu den vorab veranschlagten Auftragswerten
belauft (bitte jeweils unter Angabe absoluter Zahlen beantwor-
ten) und welche Vergabevorgange Gber 10.000 Euro jeweils in
den Jahren 2019, 2020 und 2021 nach § 14 Abs. 4 der Verga-
beordnung oder § 12 Abs. 3 der Unterschwellenvergabeord-
nung durch das StMUK insgesamt durchgefiihrt worden sind
(bitte um datenschutzkonforme Auflistung, gegliedert entspre-
chend der Listen nach Nr. 7.1.5 der Korruptionsbekampfungs-
richtlinie, wozu die Grdélenordnung der Auftragsvolumen
geclustert dargestellt werden kann)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die IABG wurde bei der Vergabe ,Videokonferenzwerkzeug 2021“ mit fachlich/tech-
nischen Beratungs- und Unterstutzungsleistungen einer Ausschreibung beauftragt.
Die Beauftragung der IABG erfolgte im Rahmen einer Verhandlungsvergabe ohne
Teilnahmewettbewerb. Die Auswahl der IABG als Adressat der Verhandlungsver-
gabe erfolge auf Basis einer Anfrage beim Auftragsberatungszentrum Bayern e. V.
(ABZ), dessen Expertise es ist, auf zuverlassige und leistungsfahige Bewerber hin-
zuweisen.

Die Notwendigkeit der Vertragserweiterungen als Interimsldsung ergab sich daraus,
dass fur die Ausschreibung von u. a. Vergabeberatungsleistungen keine Angebote
eingingen.

Informationen zu Auftragswerten von Vergaben werden wegen § 30 Abs. 2 der Un-
terschwellenvergabeordnung (UVgO) nicht genannt. Zu beachten ist, dass
ggf. § 30 Abs. 2 Nr. 3 und 4 UVgO eine Verdffentlichung den berechtigten geschaft-
lichen Interessen eines Unternehmens schaden oder den lauteren Wettbewerb zwi-
schen Unternehmen beeintrachtigen wirde.
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Nach umfassender Prifung und Abwagung der betroffenen Interessen gehen die
Fragen nach den Vergabevorgangen tiber 10.000 Euro der Jahre 2019, 2020 und
2021 jedoch aus Sicht der Staatsregierung Uber das parlamentarische Fragerecht
hinaus. Die grundsatzliche Antwortpflicht gegeniiber dem Parlament ist der Staats-
regierung durchaus bewusst. Diese korreliert jedoch unter anderem mit dem parla-
mentarischen Verantwortungsbereich. Die Listen nach Nr. 7.1.5 der Korruptionsbe-
kampfungsrichtlinie (KorruR) bzw. Nr. 7.1.4 KorruR a.F. dienen ausschlielich der
behdrdeninternen Innenrevision. Nach Zielrichtung der KorruR ist keine Publikation
und keine Prifung durch das Parlament vorgesehen.
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17. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schilerinnen bzw.

Markus Schiler in den Schuljahren seit dem Schuljahr 2018/2019 in
Rinderspa- Bayern Tschechisch lernten bzw. lernen (bitte nach Schuljah-
cher ren, Schularten und Jahrgangsstufen mit jeweiligem Prozentan-
(SPD) teil an der Gesamtschilerzahl des Schultyps getrennt ange-

ben), in welcher Intensitat das tschechische Sprachlernangebot
stattfindet (Stundenzahl, Wahlfach, Pflichtfach, Abiturfach) und
wie viele Tschechisch-Kurse nach dem Erwachsenenbildungs-
forderungsgesetz seit 2018 als Teilnehmerlehreinheiten (TLE)
durchgefiihrt wurden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Gerade im Grenzraum gibt es eine Vielzahl an Initiativen, um die Sprache und Kultur
der tschechischen Nachbarn den jungen Menschen in Bayern ndher zu bringen.
Tschechisch wird im Bereich der Grund- und Mittelschulen im Rahmen von Arbeits-
gemeinschaften (AGs) insbesondere an grenznahen Grund- und Mittelschulen in
den Regierungsbezirken Oberfranken, Oberpfalz und Niederbayern angeboten. Die
Einrichtung von AGs liegt dabei im Rahmen der zur Verfiigung stehenden Lehrer-
wochenstunden in der Verantwortung der Schulleitung. Die Zahl der Schiilerinnen
und Schiiler, die in den letzten vier Schuljahren im Rahmen von AGs Tschechisch
erlernten, kann beigefiigter Tabelle entnommen werden. Da AGs in der Regel jahr-
gangsubergreifend gebildet werden, liegt eine differenziertere Aufschliisselung
nicht vor.

Tschechisch wurde im Schuljahr 2020/21 an 15 Realschulen als qualifiziertes Wahl-
fach angeboten. An drei Realschulen (Wunsiedel, Vohenstraul3 und Waldsassen)
erlernen dartiber hinaus gegenwartig rund 130 Schilerinnen und Schuler Tsche-
chisch im Rahmen eines Wahlpflicht- bzw. eines Talentfaches mit abschlieRender
zentraler Abschlussprifung. Zusatzliche Anreize setzen Sprachzertifikatsprifungen
auf der Niveaustufe A1 und A2, die in Zusammenarbeit mit der Karls-Universitat
Prag fur die Realschulen, aber auch fur Schilerinnen und Schuler der Gbrigen
Schularten entwickelt wurden.

Im Bereich der Gymnasien wurde ein Lehrplan fir Tschechisch als spatbeginnende
Fremdsprache erarbeitet. Derzeit besteht am Minchner Wilhelm-Hausenstein-
Gymnasium ein Kursangebot fir Tschechisch als spat beginnende Fremdsprache,
wobei auch die Wahl des Tschechischen als mindliches Abiturprifungsfach mdg-
lich ist. An wechselnden Standorten, i. d. R. im grenznahen Bereich, werden zu-
meist zweistiindige AGs (auch schullibergreifend als Sammelkurs) angeboten, de-
ren Einrichtung von der Nachfrage durch die Schulerinnen und Schuler abhangt.

Die Fachakademien fiir Sprachen und internationale Kommunikation bieten Tsche-
chisch als zweite Fremdsprache in Weiden an. Die Ausbildung endet mit der Staats-
prifung fiir Ubersetzer bzw. fiir Ubersetzer und Dolmetscher. Auch besteht die
Méglichkeit, eine Zertifikatsprifung als externer Bewerber bzw. externe Bewerberin
abzulegen, die Fremdsprachenkenntnisse auf Tschechisch auf dem B1-Niveau des
Gemeinsamen europaischen Referenzrahmens (GER) attestiert.

Die Berufsfachschulen flr Fremdsprachenberufe bieten ebenfalls in Grenznahe
(v. a. in der Oberpfalz) die WahIimdglichkeit fir Tschechisch als zweite Fremdspra-
che (Abschluss als Fremdsprachenkorrespondent/in bzw. Eurokorrespondent/in).
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Die Volkshochschulen bieten im Rahmen ihres Bildungsangebots auch Unterricht
in Tschechisch an. Eine Quantifizierung der Teilnehmerdoppelstunden ist in der
Kurze der Zeit nicht méglich und wirde fur die Volkshochschulen einen erheblichen,
zusatzlichen Verwaltungsaufwand darstellen.

Auf darUber hinaus durch die Anfrage erforderlich werdende Erhebungen an den
Schulen wurde verzichtet, um diese nicht mit einem erheblichen zusatzlichen Ver-
waltungsaufwand zu belasten.

Ergadnzender Hinweis zur beigefligten Tabelle *):

Der Tabelle 1 im Anhang ist die Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler mit Teilnahme
am fremdsprachlichen Unterricht im Fach Tschechisch in den Schuljahren
2018/2019 bis 2020/2021 in Aufgliederung nach Schulart und Jahrgangsstufe zu
entnehmen. In identischer Struktur zu Tabelle 1 sind in Tabelle 2 die entsprechen-
den Anteile an der Schillergesamtzahl der jeweiligen Schulart und Jahrgangsstufe
bzw. Ausbildungs- und Studienjahr dargestellt. In Tabelle 3 ist die Anzahl der wo-
chentlich erteilten Unterrichtsstunden im Fach Tschechisch in Aufgliederung nach
Schulart und Unterrichtsart ausgewiesen. Fir das Schuljahr 2021/2022 liegen noch
keine Amtlichen Daten vor.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000013000/0000013464_Rinderspacher_ANL.pdf
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18. Abgeordnete
Anna
Schwamber-
ger
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Referendarinnen bzw.
Referendare den Vorbereitungsdienst beenden, aber nicht den
Schuldienst antreten, wie viele Lehrkrafte den Dienst komplett
quittieren, und wie viele Schulleitungen ihr Schulleitungsamt

niederlegen?

Angaben kénnen ausschlieBlich fir Lehrkrafte des staatlichen Schuldienstes und
stichtagsbezogen gemacht werden.

* zu ,wie viele Referendarinnen bzw. Referendaren den Vorbereitungs-

dienst beenden, aber nicht den Schuldienst antreten*

Die nachfolgende Tabelle stellt die Situation bzgl. der Festeinstellungen in den
staatlichen Schuldienst zum Einstellungstermin September 2021 und damit fur die
Absolventinnen und Absolventen des Prifungsjahrgangs September 2021 dar.

Grund-/Mittelschule (inkl. Férder- und
Fachlehrerinnen/Foérder- und
Fachlehrer)
Forderschule
Realschule

Gymnasium

Berufliche Schulen

Anzahl erfolgreicher
Priifungsabsolventinnen
und -absolventen des

. 3232 309
Priifungstermins Sep-
tember 2021
Anzahl der Bewerber-
innen und Bewerber des aufgrund des mehrstufigen
Priifungstermins Sep- Einstellungsverfahrens an
tember 2021 um Einstel- 2 855 beruflichen Schulen mit
: : Direktbewerbungsverfahren
| lich
ung I;c(:]euquit:nasttlc en ist keine Erhebung mdglich
Anzahl der Einstellung-
sangebote an sich bewer- aufgrund des mehrstufigen
bende Priifungsabsol- Einstellungsverfahrens an
ventinnen und -absolven- 2 634 beruflichen Schulen mit

ten des Priifungstermins
September 2021

Direktbewerbungsverfahren
ist keine Erhebung mdglich
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Anzahl an Ablehnungen

der Stellen- angebote aufgrund des mehrstufigen

durch Bewerberinnen Einstellungsverfahrens an
und Bewerber des 136 beruflichen Schulen mit
Priifungstermins Sep- Direktbewerbungsverfahren

ist keine Erhebung mdglich

tember 2021

Es liegen dem Staatsministerium fur Unterricht und Kultus keine Erkenntnisse dar-
Uber vor, weswegen sich Lehrkrafte nicht um Einstellung in den Staatsdienst be-
werben oder Stellenangebote ablehnen. Da der Vorbereitungsdienst allgemeine
Ausbildungsstatte ist, bildet der Freistaat Lehrkrafte nicht nur fiir den Eigenbedarf
aus. Ein Teil der Absolventinnen und Absolventen hat sich daher immer schon um
Einstellung in anderen Bereichen, insbesondere bei privaten, kirchlichen oder kom-
munalen Schultrdgern, beworben, die ihrerseits ebenfalls qualifiziertes Lehrperso-
nal benétigen.

* zu ,wie viele Lehrkrafte den Dienst komplett quittieren“

Im Personalverwaltungssystem VIVA (Bezligesoftware) ist eine Auswertung, aus
welchem Grund das Beamtenverhaltnis einer Lehrkraft beendet wurde, nur bedingt
maglich. Grundsatzlich in Summe erfasst sind dabei sowohl die Entlassung (Entlas-
sung durch Verwaltungsakt: z. B. Entlassung auf eigenen Antrag oder Entlassung
kraft Gesetzes), der Verlust der Beamtenrechte oder die Entfernung aus dem Be-
amtenverhaltnis nach disziplinarrechtlichen Vorschriften. Gesondert erfasst wird nur
der Eintritt oder die Versetzung in den Ruhestand. Daher kénnen keine entspre-
chenden Angaben gemacht werden.

* zu ,wie viele Schulleitungen ihr Schulleitungsamt niederlegen

Gezahlt wurden Personalfélle, die zum Stichtag 01.10.2020 aktiv waren sowie eine
Schulleitungsfunktion in VIVA eingetragen hatten und zum Stichtag 01.10.2021
zwar immer noch im aktiven Dienst waren, aber keine Funktion in VIVA mehr ein-
getragen hatten und in einer tieferen Besoldungsgruppe als ein Jahr zuvor eingrup-
piert waren. Bei diesen Personalfallen kann man davon ausgehen, dass sie als
Lehrkraft weitergearbeitet haben. Der prozentuale Anteil ergibt sich aus dem Ver-
gleich zu allen Schulleiterinnen bzw. Schulleitern des Vorjahres.

Zu beachten ist, dass die erfragten Daten lediglich in komplexen Verfahren aus an-
deren Daten abgeleitet werden konnten. Somit stellen die Ergebnisse keine abge-
sicherten Werte dar, sondern kénnen lediglich zur Orientierung herangezogen wer-

den.
Auswertungszeitraum| Anzahl Schullei- Anzahl der o. g. Prozentualer Anteil an allen
(Stichtag 01.10.) | tungen insgesamt Personalfille Schulleitungsstellen
2020 - 2021 3717 14 0,4

Aus den vorliegenden Daten lassen sich keine Griinde fir eine Rlickernennung von
einer Funktionsstelle ableiten.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

19. Abgeordneter
Dr. Wolfgang
Heubisch
(FDP)

Aufgrund der vom Bayerischen Rundfunk am 21. Oktober 2021
berichteten Probleme von Wiener Museen bei der Verbreitung
ihrer Exponate in sozialen Netzwerken, die aufgrund ihrer — in
der Kunstgeschichte selbstverstandlichen und nicht seltenen —
Darstellung von Nacktheit durch Loschroboter bzw. Algorithmen
falschlicherweise als Pornografie zensiert wurden, frage ich die
Staatsregierung, welche Kenntnisse ihr bzgl. derartiger Vor-
gange und Widrigkeiten von den Staatlichen Museen und
Sammlungen in Bayern vorliegen, welche Malinahmen sie da-
gegen unternimmt und wie sie sicherstellt, dass derartige Expo-
nate aus Bayern auch in den sozialen Netzwerken zu ihrer digi-
talen Darstellung und damit weltweiten Verbreitung finden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die Staatlichen Museen und Sammlungen des Freistaats Bayern bedienen sich in
unterschiedlichem Umfang sozialer Netzwerke zur Prasentation ihrer Sammlungs-
objekte. Nach Kenntnis des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst sind
dabei bisher nur in wenigen Einzelfallen Schwierigkeiten aus den in der Anfrage
beschriebenen Griinden aufgetreten. Diese konnten von den zustdndigen Museen
selbst durch Kontaktaufnahme mit den jeweiligen Netzwerkbetreibern in zufrieden-
stellender Weise geldst werden.
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20. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele der Gber die Hightech-

Christian Agenda und Hightech-Agenda plus der Staatsregierung ge-
Hierneis schaffenen Stellen bereits besetzt sind, wie viele davon derzeit
(BUNDNIS noch nicht besetzt oder noch im Ausschreibungsverfahren sind
90/DIE GRU- und bei welchen Stellen im Rahmen von Hightech-Agenda und
NEN) Hightech-Agenda plus kw-Vermerke (,klinftig wegfallend®) ge-

strichen wurden (bitte Anzahl und Aufschliisselung nach Fach-
bereichen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Das Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst behalt seit Beginn der Hightech
Agenda Bayern den Stand der Besetzungsverfahren der angekiindigten 1 000 Stel-
len fir Professorinnen und Professoren der Hightech Agenda (HTA) (plus) durch
eine regelmafige Datenerhebung bei den Hochschulen engmaschig im Blick. Daten
zu den weiteren Stellen (akademischer Mittelbau, Verwaltung) werden nicht erho-
ben.

Aktuell ist bzgl. der Stellen fur Professorinnen und Professoren das Berufungsver-
fahren bei rund 300 Stellen abgeschlossen, d. h. die Stelle ist besetzt oder der Ruf
angenommen. Bei allen weiteren Stellen befindet sich das Berufungsverfahren be-
reits in Vorbereitung oder das Berufungsverfahren lauft bereits.

Im Rahmen der Hightech-Agenda plus wurden 1 240 an den Hochschulen beste-
hende und besetzte Stellen aus dem ,Ausbauprogramm zur Bewaltigung der stei-
genden Studierendenzahlen“ dauerhaft bereitgestellt, d. h. die kw-Vermerke fur
diese Stellen wurden gestrichen und stehen unbefristet dem gesamten Ausbaupro-
gramm zur Verfigung. Die Hochschulen haben sich im Ausbauprogramm verpflich-
tet, zusatzliche Studienkapazitaten in besonders nachgefragten Studienbereichen
zu schaffen, insbesondere in den MINT-Fachern. Die Stellen werden in Verantwor-
tung der Hochschulen bewirtschaftet. Eine Aufschlisselung nach Fachbereichen ist
nicht moglich.
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21. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Mittel jeweils fir die
Susanne einzelnen Corona-Hilfsprogramme flr den Kulturbereich wie
Kurz den Kultur-Rettungsschirm, das Soloselbstandigen-, Stipen-
(BUNDNIS dien-, Spielstatten- und Hilfsprogramm fir Laienmusik, die
90/DIE GRU- Kino-Anlaufhilfen etc. bisher ausgegeben wurden (bitte Auflis-
NEN) tung getrennt nach den Programmen und jeweils mit Angabe

der zur Verfligung stehenden Gesamtmittel und der Zahl der
genehmigten Antrage), bei welchen Hilfen geplant ist, sie nach
Auslaufen zu verlangern (bitte mit Angabe der geplanten Ver-
langerungsdaten) und ob Programme, die bisher wie etwa das
Stipendienprogramm auf weniger Resonanz gestof3en sind als
erwartet, unabhangig von der Pandemieentwicklung mit gean-
derten Antragsbedingungen fortgesetzt werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Der Freistaat Bayern hat zum Wohle der Kulturschaffenden mit der Auflage von
Hilfsprogrammen umfassend und ztigig auf die besonderen Herausforderungen der
Pandemie fir diese Berufsgruppen reagiert. Er hat damit seiner Verantwortung
Rechnung getragen und nicht erst den Beschluss von Bundeshilfen abgewartet. Zu
den einzelnen Programmen kann Folgendes mitgeteilt werden.

Soloselbststandigenprogramm:

Fur Billigkeitsleistungen aus dem Programm waren im Haushaltsjahr 2021 bis zu
120 Mio. Euro veranschlagt; zusatzlich stehen weitere 10 Mio. Euro an Ausgabe-
resten 2020 zur Verfligung. Bislang konnten 8 628 Antrage mit einer Gesamtsumme
von rund 35,4 Mio. Euro bewilligt werden.

Stipendienprogramm:

Im Stipendienprogramm wurden bisher fur 1 442 Antrage 7,21 Mio. Euro bewilligt.
Es stehen 25 Mio. Euro fir bis zu 5 000 Stipendien zur Verfugung. Eine Anderung
der Antragsbedingungen des Programms ist nicht geplant.

Hilfsprogramm Laienmusik:

Die Antrage fur das Hilfsprogramm 2021 waren von den Laienmusikvereinen erst
im Januar 2022 zu stellen; derzeit werden diese Antrdge von den Dachverbanden
ausgewertet. Fur das Hilfsprogramm 2021 stehen bis zu 5 Mio. Euro zur Verfiigung;
das Antragsvolumen fir das Hilfsprogramm 2021 belduft sich auf ca. 3,3 Mio. Euro
(vorbehaltlich der Bewilligung der Foérdermittel durch die Laienmusikverbande). Das
Programm hat sich bewahrt. Aus dem Hilfsprogramm 2020 erhielten 2 237 Vereine
Fordermittel im Umfang von 2,7 Mio. Euro.

Spielstatten- und Veranstalterprogramm:

Fur Billigkeitsleistungen aus dem Programm waren im Haushaltsjahr 2021 bis zu
15 Mio. Euro veranschlagt; zusatzlich standen weitere 5 Mio. Euro an Ausgaberes-
ten 2020 zur Verfligung. Es konnten bisher 248 Antrage mit einer Gesamtsumme
von 14,19 Mio. Euro bewilligt und ausgezahlt werden.
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Sonderfonds des Bundes flir Kulturveranstaltungen:

390 bewilligte Falle in der Wirtschaftlichkeitshilfe mit einem Volumen von
5,349 Mio. Euro;

* ein ausgezahlter Fall in der Ausfallabsicherung (Uber 100.000 Euro).

Insgesamt bewilligt sind in Bayern damit derzeit rund 5,5 Mio. Euro. Die Hohe der
fir bayerische Antrage gebundenen Mittel belauft sich auf insgesamt rund
240 Mio. Euro (vgl. auch die unten genannten gesonderten Angaben fir den Ki-
nobereich).

Uber die Verlangerung der bayerischen Hilfsprogramme (iber die derzeitige Laufzeit
hinaus ist derzeit noch nicht entschieden. Staatsminister fir Wissenschaft und
Kunst Bernd Sibler hat angekiindigt, dass er sich fir eine Verlangerung der Pro-
gramme Uber Ende Marz 2022 hinaus einsetzen wird. Die Kulturbranche zahlt zu
den von der Pandemie am stérksten betroffenen Bereichen. Mit Blick auf das gean-
derte, noch zurlickhaltende Publikumsverhalten und die langen Vorlaufzeiten des
Kulturbetriebs ist es in einer Ubergangszeit sinnvoll, die Hilfen nochmals zu verlan-
gern.

Hinsichtlich der Veranschlagung und Nachfrage der Programme ist anzumerken,
dass Erfahrungswerte bei den moglichen Antragszahlen fehlten und deshalb be-
wusst konservativ kalkuliert wurde, um eine Uberzeichnung der Programme zu ver-
hindern. Zudem sind nach Aufsetzen der bayerischen Hilfen zum Teil erganzende
bzw. vorrangig in Anspruch zu nehmende Bundeshilfen aufgelegt worden.

Bzgl. der Unterstlitzung der Kino-Branche in der Pandemie hat das Staatsministe-
rium fir Digitales Folgendes mitgeteilt.

Kino-Anlaufhilfen | und ll:

Fir die Kino-Anlaufhilfen | und Il wurden insgesamt 24 Mio. Euro bereitgestellt. Ins-
gesamt wurden Anlaufhilfen in Hohe von 15,555 Mio. Euro bewilligt und rund
15,068 Mio. Euro ausgezahlt. Vom 01.07.2020 bis zum 31.12.2020 (Kino-Anlauf-
hilfe I) wurden insgesamt bei 152 Antragen rund 8,406 Mio. Euro bewilligt und rund
8,403 Mio. Euro ausgezahlt. Vom 01.01.2021 bis zum 30.06.2021 (Kino-Anlaufhilfe
II) wurden bei insgesamt 124 Antrdgen rund 7,150 Mio. Euro bewilligt und rund
6,665 Mio. Euro ausgezahlt.

Sonderfonds fir Kulturveranstaltungen (Bund):

Ab 01.07.2021: 49 Antrage; 22.423.598,41 Euro fur bayerische Kinos gebunden,
1.507.524 Euro ausgezahlt. Zudem standen und stehen den bayerischen Kinos
auch die Uberbriickungshilfen des Bundes zur Verfligung.

Ausfallfonds | und Il:

Bayern hat insgesamt 20 Mio. Euro als Absicherungssumme bereitgestellt. Beide
Ausfallfonds wurden bis zum 30.06.2022 verlangert. Das Ziel der Ausfallfonds be-
steht primar nicht darin, Mittel auszureichen, sondern als Absicherungsmechanis-
mus Produktionen tberhaupt erst zu ermdglichen. Erst bei nachgewiesenen Scha-
den kénnen Mittel entsprechend den jeweiligen Richtlinien ausgezahlt werden.
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Fakten und Statistik zum Ausfallfonds I:

» Bisher waren insgesamt 16 durch Bayern geférderte Kinofilmprojekte mit baye-
rischen Férdermitteln abgesichert.

+ Zum Stand 31.01.2022 sind zehn bayerische Kinofilmprojekte mit einer De-
ckungssumme von insgesamt knapp Uber 1,549 Mio. Euro abgesichert.

» Finf weitere Projekte wurden ohne Schaden abgedreht und bereits wieder aus
dem Ausfallfonds | entlassen. Ein Projekt wurde zuriickgezogen.

* Indrei Fallen von den derzeit abgesicherten zehn wurden bereits Schaden gel-
tend gemacht und in Héhe von 278.809 Euro bewilligt sowie in Hohe von
177.313 Euro ausgezahlt.

* Der Uberwiegende Teil an Kinoproduktionen mit majoritdrer Bundesférderung
wird ausschlie3lich durch Bundesmittel abgesichert.

Fakten und Statistik zum Ausfallfonds ll:

+ Seit dem Start des Ausfallfonds Il am 01.01.2021 wurden insgesamt 21 Antrage
auf Schadensabdeckung von bayerischen Produzenten eingereicht
(Stand: 17.01.2022).

+ Davon wurden in 14 Féllen pandemiebedingte Schaden in einer Gesamthdéhe
von 527.380 Euro bewilligt und davon 454.885 Euro ausgezahlt.

* Funf weitere Antrage auf insgesamt 753.883 Euro befinden sich aktuell in der
Prifung.

« Die restlichen zwei Antrdge wurden abgelehnt.
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22. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Falle von Raubgrabun-
Dr. Sabine gen in Bayern (Anzeigen, Verfahren) ihr in den letzten drei Jah-
Weigand ren bekannt sind, wie sie die Tatsache bewertet, dass auch
(BUNDNIS Verurteilte den halftigen Eigentumsanteil behalten durfen und
90/DIE GRU-  wie sie gegen Praktiken der sog. Fundortverfalschungen

NEN) (Fundobjekte, denen ein fingierter Fundort in Bayern zugewie-
sen wird, um einen halftigen Eigentumsanteil zu erwerben) vor-
geht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Das Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst (StMWK) fiihrt keine Ubersicht
zu Raubgrabungen. Genauere Zahlen missten gesondert durch das Landesamt fiir
Denkmalpflege (BLfD) erhoben werden. In fraglichen Einzelfallen betreffend Fund-
ortverfalschungen wird vom BLfD eine Plausibilitatspriifung des Fundorts durchge-
fuhrt. Zur Frage der Einfiihrung einer besonderen Eigentumsregelung fiir archaolo-
gische Funde im Bayerischen Denkmalschutzgesetz hat das StMWK eine Exper-
tengruppe aus BLfD, Archdologischer Staatssammlung Minchen und Kreisarchéo-
logien gebeten, im Rahmen einer Arbeitsgruppe ,Raubgrabungen und Fundeigen-
tum“ gemeinsam getragene Lésungen zu finden. Die inzwischen erarbeiteten Vor-
schlage der Arbeitsgruppe sollen in der Sitzung des Landesdenkmalrats im
Marz 2022 vorgestellt werden.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

23. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in welcher Hohe sie die Minch-

Anne ner Sicherheitskonferenz in den Jahren 2018 bis 2022 jeweils
Franke bezuschusst hat, welche konkreten MaRnahmen durch staatli-
(BUNDNIS che Unterstiitzung ermdglicht werden und welche (finanzielle)
90/DIE GRU-  Unterstiitzung sie der zur selben Zeit in Miinchen stattfinden-
NEN) den Internationalen Friedenskonferenz gewahrt?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Da in der Kiirze der Zeit und wegen des damit verbundenen Aufwands weder eine
Ressortabfrage noch eine Geschaftsbereichsabfrage darstellbar waren, wurde der
Umfang der Abfrage auf das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat
(StMFH) und das Landesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik (LSI) be-
grenzt.

Das LSI foérdert entsprechend der haushaltsrechtlichen Ermachtigung durch den
Landtag die Minchner Sicherheitskonferenz gGmbH (MSC) im Bereich Cyber
Security. Im Haushaltsplan des Freistaats standen unter Titel 06 20 682 71 von
2018 bis 2021 insgesamt 902 Tsd. Euro zur Verfliigung. Ausgezahlt wurden davon
760.495,63 Euro. Der Haushalt fir 2022 wurde vom Landtag noch nicht beschlos-
sen.

Entsprechend den Hinweisen im jeweiligen Haushaltsplan dienen die Ausgabemit-
tel der Projektférderung im Bereich Cyber Security der MSC. Cybersicherheit ist in
den letzten Jahren zu einem wichtigen Bestandteil der internationalen Sicherheits-
agenda geworden. Daher zahlt Cyber Security in den vergangenen Jahren zu den
zentralen Veranstaltungs- und Publikationsthemen der MSC. In den Cyber Security
and Technology Series bringt die MSC Akteure aus verschiedenen Sektoren zu-
sammen, um gemeinsam Uber Chancen und Risiken in einer globalisierten digitalen
Welt zu debattieren. Konkret werden nach Angaben des LSI die Aktivitadten der MSC
im Bereich Cyber Security unterstutzt, z. B. die Durchfiihrung der Cyber Security
Summits, 2018 in Tallin und zuletzt 2019 in Berlin, sowie weiterer einschlagiger Ver-
anstaltungen unterschiedlicher Formate wie z. B. der ,Cyber Security Roundtables®
oder des Cyber Security Director's Meeting im Rahmen der Munchner Sicherheits-
konferenz 2020. Gleiches gilt fur Publikationen der MSC im Cybersicherheitsbe-
reich, z. B. im Jahr 2021 ,Error 404 — Trust Not Found — Eine Umfrage zum Digitalen
Vertrauen in Europa®“.

Eine finanzielle Unterstitzung der Internationalen Friedenskonferenz in den Jahren
2018 bis 2022 erfolgte durch das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat
bzw. LSI nicht.
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24. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele der Mitarbeitenden (an-

Elmar gestellt oder verbeamtet) altersbedingt in den Jahren 2022 und
Hayn 2023 in Rente/Ruhestand gehen bzw. nach aktuellem Stand Al-
(BUNDNIS tersteilzeitmodelle nutzen, wie viele Stellen derzeit unbesetzt
90/DIE GRU-  sind und wie hoch der Anteil davon ist, der bis zum Jahresende
NEN) 2022 besetzt werden kann (bitte aufgeschliisselt nach Regie-

rungsbezirken, Angestellten/Beamten sowie Jahren)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die Zahl der Beschaftigten des Freistaats Bayern, die in den Jahren 2022 und 2023
aufgrund des Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand treten bzw. in Rente
gehen, stellt sich in den einzelnen Regierungsbezirken wie folgt dar:

2022

Regierungsbezirk Arbeitnehmer Beamte
Mittelfranken 105 246
Niederbayern 54 144
Oberbayern 356 560
Oberfranken 73 171
Oberpfalz 56 139
Schwaben 91 179
Unterfranken 85 158
Gesamtsumme 820 1597
2023

Regierungsbezirk Arbeitnehmer Beamte
Mittelfranken 121 354
Niederbayern 83 243
Oberbayern 475 886
Oberfranken 81 230
Oberpfalz 93 230
Schwaben 122 322
Unterfranken 100 265
Gesamtsumme 1075 2530

Zum Stichtag 1. Januar 2022 nutzten 5 031 Beschaftigte des Freistaats Altersteil-
zeitmodelle. Die Verteilung auf die einzelnen Regierungsbezirke stellt sich wie folgt
dar:
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Beschiftigte in Altersteilzeit
am 1. Januar 2022

Regierungsbezirk

Mittelfranken 827
Niederbayern 393
Oberbayern 1619
Oberfranken 472
Oberpfalz 429
Schwaben 716
Unterfranken 575
Gesamtsumme 5031

Eine Unterteilung in Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und
Beamte unterbleibt, da die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Alters-
teilzeit kleiner als drei ist und damit aus Datenschutzgriinden nicht ausgewiesen
wird.

Als Datenquelle zur Beantwortung der Anfrage wurden die Daten des Bezligever-
fahrens herangezogen. Die Zahlen umfassen das beim Freistaat Bayern beschéaf-
tigte Personal ohne beurlaubte Bedienstete. Die Aufteilung auf die Regierungsbe-
zirke wurde anhand der Orte der jeweiligen Beschéaftigungsdienststellen vorgenom-
men.

Zu den Stellen:

Der Stellenplan als Teil des Haushaltsplans des Freistaates Bayern gilt landesweit.
Er sieht keine Untergliederung in Regierungsbezirke oder Regionen vor. Die jeweils
zustandigen Ressorts verteilen die (Plan-)Stellen und die sog. Mittelstellen bzw. das
Personal nach den Vorgaben des vom Landtag beschlossenen Haushaltsplans auf
die einzelnen Verwaltungszweige und innerhalb dieser Verwaltungszweige auf die
einzelnen Behdrden und damit auf die einzelnen Regionen, Behdrden und Behdr-
denstandorte. Die Stellen- und Personalverteilung und somit auch die Stellenbeset-
zung werden von den zustandigen Ressorts nach den fachlichen, organisatorischen
und personalwirtschaftlichen Erfordernissen im Rahmen ihrer Personalbewirtschaf-
tungshoheit und im Rahmen der haushaltsrechtlichen Vorgaben vorgenommen. Da-
ten zur (regionalisierten) Stellenbesetzung und Daten zu den Stellen, die bis zum
Jahresende besetzt werden kénnen, liegen nicht vor. Zur Ermittlung der Daten wa-
ren umfangreiche Erhebungen bei einer Vielzahl von personalbewirtschaftenden
Stellen aller Ressorts erforderlich.
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25. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Fahrzeuge im Jahr
Hans 2021 neu angeschafft bzw. geleast wurden, wie viele reine
Urban Elektrofahrzeuge im Jahr 2021 neu angeschafft bzw. geleast
(BUNDNIS wurden und wie viele Hybridfahrzeuge im Jahr 2021 neu ange-
90/DIE GRU-  schafft bzw. geleast wurden?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die angefragten Informationen kdnnen kurzfristig nicht Gbermittelt werden. Eine
gleichlautende Schriftliche Anfrage ist derzeit in Bearbeitung.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

26. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob sie in Bayern Volksfeste nach

Albert dem 19. Méarz 2022 wieder erlauben wird, wie sie sich fir die

Duin Durchfiihrung des Oktoberfestes einsetzt und welche Auflagen

(FDP) sie fur die Durchfihrung von Volksfesten im laufenden Jahr
plant?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Frage, ob und unter welchen Bedingungen Volksfeste in dieser Saison stattfin-
den kénnen, wird zur gegebenen Zeit in Abhangigkeit vom weiteren Verlauf der
Pandemie zu klaren sein. Hinsichtlich der Rahmenbedingungen fur die Durchfih-
rung von Volksfesten in diesem Jahr werden Staatsminister fir Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie Hubert Aiwanger und Staatsminister fir Gesundheit und
Pflege Klaus Holetschek gemeinsam mit den Verbadnden der Schausteller,
Marktkaufleute sowie mit Vertretern des Stadte- und Gemeindetags am 24. Februar
2022 einen Runden Tisch Volksfeste durchfiihren. Im Nachgang werden das
Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie und das Staats-
ministerium fir Gesundheit und Pflege ein entsprechendes Rahmenkonzept fir die
zu beachtenden Schutz- und Hygienebestimmungen ausarbeiten. Die Frage, ob
das Minchner Oktoberfest 2022 stattfinden wird, obliegt ausschlie3lich der Ent-
scheidung der Landeshauptstadt Minchen als zustandiger Kommune. Falls das Ok-
toberfest stattfinden sollte, waren die oben angesprochenen Rahmenbedingungen
fur Volksfeste zu beachten. Aufgrund der laufenden Abstimmungen stehen zum jet-
zigen Zeitpunkt keine weiteren Informationen zu Verfugung.
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27. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Projekte zur Entwicklung

Dr. Helmut und Erforschung von Corona-Medikamenten und Therapiean-
Kaltenhauser satzen in Bayern in welcher H6he mit den per Parlamentsbe-
(FDP) schluss vom 02.12.2020 umgewidmeten 50 Mio. Euro aus dem

~oonderfonds Coronapandemie® geférdert worden sind und
nach welchen Kriterien diese Projekte ausgewahlt wurden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Bereits am 23.12.2020 wurde der Forderaufruf zur Bayerischen Therapiestrategie
veroffentlicht.

Es konnten Forderskizzen von Unternehmen mit Sitz in Bayern bis zum 31.01.2021
beim Projekttrager eingereicht werden. Die eingereichten Skizzen wurden am
26.02.2021 von einem neutralen Expertengremium nach den folgenden Kriterien
fachlich bewertet und priorisiert:

- Fachlich-inhaltlicher Bezug zum Forderaufruf

- Wissenschaftlich-technische Qualitat des FuEul-Ansatzes, Originalitat

- Innovationshéhe und Risikobehaftung des Vorhabens

- Volkswirtschaftliche Bedeutung, Hebelwirkung fir den Wirtschaftsstandort
Bayern inkl. Markt- und Arbeitsplatzpotential

- Tragfahigkeit und Nachhaltigkeit des Verwertungskonzeptes inkl. Schutz-
rechtesituation, Anschlussfahigkeit

- (bei Verbundvorhaben) Qualitat des Konsortiums (Kompetenz, Abdeckung
der fur das Projektziel relevanten Wertschdpfungskette, Arbeitsteilung zwi-
schen den Partnern)

- Angemessenheit der finanziellen Aufwendungen

Fur folgende Entwicklungsvorhaben wurden Forderbescheide ausgestellt:

Gefordertes . Bewilligte Zuwen-
Unternehmen OISR dung in Mio. Euro

Ethris GmbH, CoRNAMAB: Covid-19-Therapie mit inhalierter
mRNA, die fiir einen SARS-CoV-2 neutralis- 2,6

Plane
9 ierenden monoklonalen Antikorper kodiert

Ethris GmbH, INHALAMDA: COVID-19 Inhalationstherapie

1
Planegg mit Interferon Lambda mRNA 3.9
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FYB207: Klinische Validierung eines innova-

Forg:;/ﬁc;n AG, tiven Virusblockers zur Behandlung von 12,7
99 SARS-CoV-2 Infektionen
COVICICLIB: Prufprogramm fiir die klinische
Origenis GmbH, EnMickIung_ eines neua_rtigen CDKO9-
Planegg KlelnmoIekuI-Ther.ar.)eutlkums zur Behandlung 5,2
von COVID-19 bei viralen Erkrankungen durch
SARS-CoV-2
o CoV-iCalin:
Pieris Pharma- Entwicklung und klinische Testung eines in-
ceuticals GmbH,  pjierbaren Therapeutikums (Anticalin) zur 14,2
Hallbergmoos Behandlung von SARS- CoV-2 induzierter
Schadigung der Lunge
Eisbach Bio EisCure: Klinische Entwicklung eines ziel-
GmbH, gerichteten SARS-CoV-2 Helikase Inhibi- 6,7
Planegg tors (Kleinmolekdile).

Alle Vorhaben mit einem Gesamtvolumen von mehr als 55 Mio. Euro wurden bis
Ende 2021 bewilligt. Der Ministerrat (20.07.2021) sowie der Ausschuss fir Staats-
haushalt und Finanzfragen (30.09.2021) hatten einer entsprechenden Aufstockung

der Mittel (inkl. Projekttragerkosten) zugestimmt.
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28. Abgeordnete  Nachdem die Europaische Kommission am 8. Februar 2022 in

Annette ihrem EU Chips Act 6ffentliche Investitionen von 11 Mrd. Euro
Karl im Rahmen der Initiative ,Chips fur Euro“ ankindigte, die zur
(SPD) Finanzierung der technologischen Fuhrungsposition in Bezug

auf Forschungs-, Entwurfs- und Fertigungskapazitaten bis 2030
dienen sollen, frage ich die Staatsregierung, ob sie sich im Zuge
des geplanten Aufbaus eines Bayerischen Chip-Design-Zent-
rums um Foérdergelder aus dem EU Chips Act bemiihen wird
und, falls ja, wie diese Bemiihungen aussehen werden und mit
wie vielen finanziellen Mitteln zu rechnen ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die EU-Kommission hat am 8. Februar 2022 erste Eckpunkte zum EU Chips Act
veroffentlicht. Fir welche Themenfelder und Uber welche Forderinstrumentarien
Mittel im Rahmen des EU Chips Act von der EU zur Verfiigung gestellt werden,
steht aktuell im Einzelnen noch nicht fest.

Zu den Planungen fir ein Chip-Design-Zentrum befindet sich das Staatsministerium
fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie derzeit im Austausch mit der Fraun-
hofer-Gesellschaft, dem moglichen Trager des Zentrums. Es ist davon auszugehen,
dass sich die Fraunhofer-Gesellschaft neben einer Forderung aus Landesmitteln
auch um eine Forderung aus EU-Mitteln fur die Forschungsarbeiten in einem Chip-
Design-Zentrum bewerben wird, sollten passende Fordermdglichkeiten auf EU-
Ebene zur Verfligung stehen. Aussagen, ob und in welchem Umfang hier mit einer
EU-Foérderung gerechnet werden kann, sind derzeit nicht méglich.
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29. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob aus ihrer Sicht ein Tonabbau

Jan bei der beabsichtigten Flacheninanspruchnahme von 19,5 Hek-
Schiffers tar in dem konkreten Gebiet, bei dem es sich zum Teil um Natur-
(AfD) und Landschaftsschutzgebiete handelt, Gberhaupt denkbar ist,

welche Ergebnisse das Scoping-Verfahren des Bergamtes
Nordbayern erbracht hat und ob bei der beabsichtigten Nutzung
aus Sicht der Staatsregierung Auswirkungen auf den Grund-
wasserspiegel in Burglesau zu befiirchten sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der vorgesehene Abbau liegt im Naturpark ,Frankische Schweiz — Frankenjura“ und
innerhalb eines im Regionalplan ausgewiesenen landschaftlichen Vorbehaltsgebie-
tes. Das Landschaftsschutzgebiet ,Frankische Schweiz — Veldensteiner Forst*
grenzt unmittelbar an das vorgesehene Abbaugebiet an.

Fir das Abbauvorhaben ist ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren durchzu-
fuhren, in das zudem ein vereinfachtes Raumordnungsverfahren integriert wird. In
diesen Verfahren wird geprift, ob ein Tonabbau in dem betreffenden Raum zulas-
sungsfahig ist.

Im Rahmen des Scoping-Verfahrens wurde der Untersuchungsumfang, d. h. der
Untersuchungsraum, die Untersuchungsinhalte und der Untersuchungszeitraum
der im Umweltvertraglichkeitspriifung-Bericht zu behandelnden Schutzgiiter festge-
legt. Dem Vorhabenstrager wurde hierbei bekanntgegeben, welche Untersuchun-
gen, Erhebungen und Gutachten fur eine Beurteilung des Vorhabens erforderlich
sind.

Zum Schutzgut ,Wasser“ bedarf es der Erarbeitung umfangreicher Antragsunterla-
gen; hierzu gehdren z. B. eine umfassende Darstellung der Grundwasserverhalt-
nisse und die erforderlichen Angaben zur geplanten Rickverfullung mit Fremdma-
terial nach den Vorgaben des in Bayern angewendeten Leitfadens fir die Verflllung
von Gruben, Briichen und Tagebauen. Nach den Regelungen des genannten Leit-
fadens bedarf es einer wasserwirtschaftlichen, bodenkundlichen, geologischen und
hydrogeologischen Untersuchung und Beurteilung des Standorts. Um diese Unter-
suchungen durchzufiihren, ist zunachst die Errichtung einer ausreichenden Anzahl
von Grundwassermessstellen erforderlich. Insgesamt werden die wasserwirtschaft-
lichen Belange innerhalb des Genehmigungsverfahrens geprift.
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30. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie grof3 die jeweils in den ein-

Martin zelnen Regionalplanen ausgewiesenen Vorrang- und Vorbe-
Stiimpfig haltsflachen zur Nutzung der Windenergie, auf denen ein Min-
(BUNDNIS destabstand von mindestens 1 000 Metern zu Gebieten nach
90/DIE GRU-  Art. 82 Abs. 1 der Bayerischen Bauordnung eingehalten wer-
NEN) den kann, sind, wie hoch der Anteil in jedem Regionalplan da-

von ist, auf denen noch Windrader realisiert werden konnen,
und welches Potenzial an installierter Leistung die Staatsregie-
rung auf diesen Flachen jeweils pro Regionalplan sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

In den bayerischen Regionalplanen sind insgesamt Gber 24 200 ha Vorranggebiete
und Uber 12 300 ha Vorbehaltsgebiete fur die Windenergienutzung festgelegt
(Stand: 31.12.2021). Eine Aufschlisselung nach Regionen (absolute GréRe sowie
Anteil an der Gesamtflache der jeweiligen Region) findet sich in der Anlage 1 *).
Nach einer groben Schatzung sind noch ca. 60 Prozent der Vorranggebiete und ein
Drittel der Vorbehaltsgebiete nicht mit Windenergieanlagen belegt. Details — soweit
vorhanden — koénnen hierzu der Anlage 2 **) entnommen werden (Stand: Feb-
ruar 2021). Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Gebietsfestlegungen in
den Regionalplanen im Mafstab 1:100 000 erfolgen und daher keine Flachen-
scharfe an den Gebietsrandern besteht, so dass konkrete Flachenangaben stets
nur Naherungen sind.

Bei der Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete wurden von den Regiona-
len Planungsverbanden Abstande zu Siedlungsgebieten als Kriterien einbezogen.
Unterschieden wurde hier in den meisten Fallen zwischen Abstanden zu Wohnbau-
flachen, zu gemischten Bauflachen und zu gewerblichen Bauflachen. Die Abstande
differieren dabei in der Regel zwischen 800 und 1 000 Metern zu Wohnbauflachen,
500 und 700 Metern zu gemischten Bauflachen sowie 300 und 500 Metern zu ge-
werblichen Bauflachen. Daten darlber, wie grofl3 der Anteil der Vorrang- und Vor-
behaltsgebiete ist, die zur Ganze oder in Teilen einen Mindestabstand von mindes-
tens 1 000 Metern zu Gebieten nach Art. 82 Abs. 1 der Bayerischen Bauordnung
(BayBO) einhalten, liegen bayernweit derzeit nicht exakt vor, sie werden aktuell er-
mittelt. Da diese Daten noch nicht vorliegen, ist eine belastbare Abschatzung des
Potenzials fur die installierte Leistung zum jetzigen Zeitpunkt nicht mdglich. Far
neue Windenergieanlagen ist eine Spanne von ca. 20 — 30 ha fir den Flachenbe-
darf pro Windenergieanlage anzunehmen.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.

**) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000013000/0000013464_Stümpfig_ANL_1.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000013000/0000013464_Stümpfig_ANL_2.pdf
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-
schutz

31. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wann sie beabsichtigt, Baumal-

Maximilian nahmen am Flutpolder-Standort Leipheim zu ergreifen, wie
Deisenhofer hoch die Mittel sind, die sie bis zum Abschluss der BaumafR-
(BUNDNIS nahmen am Standort Leipheim voraussichtlich investiert (bitte
90/DIE GRU-  bereits getatigte Ausgaben fiir Gutachten, Planungen usw. be-
NEN) ricksichtigen) und aus welchen Griinden sie die dort vorlaufig

gesicherten und aktuell im Festsetzungsverfahren befindlichen
Uberschwemmungsgebiete, darunter das Naturwaldreservat
Dreiangel, fir den Hochwasserschutz als geeignet erachtet?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Der aktuelle Zeitplan fur die weitere Umsetzung des Flutpolderprogramms an der
Donau sieht die BaumaRnahmen am Flutpolderstandort Leipheim ab 2030 vor.

Der Kostenrahmen fiir das gesamte schwabische Riickhalteprojekt an der Donau
zum Schutz von Menschenleben und bedeutenden Sachwerten zwischen lller- und
Lechmiindung mit dem Flutpolder Leipheim wird nach aktuellem Stand mit rund
270.000.000,00 Euro beziffert. Der Anteil des Flutpolders Leipheim an diesem Ge-
samtkonzept betragt rund ein Viertel. Der Ausgabenstand bis einschliellich Dezem-
ber 2021 betragt rund 824.000,00 Euro fir die Planungen, Gutachten und Untersu-
chungen im Zusammenhang mit dem Standort Leipheim.

Die hohe Priorisierung des Standortes Leipheim ergibt sich insbesondere wegen
der Tatsache, dass ein GroRteil der Flache bereits heute Uberschwemmungsgebiet
ist, als Wald- und Wasserflachen genutzt wird und sich daher durch einen Héher-
stau an diesem Standort weniger und geringere Betroffenheiten ergeben als an an-
deren moglichen Standorten.

Der Flutpolder Leipheim ist ein Baustein im Rickhalte-Projekt an der schwabischen
Donau. Das Ruckhalte-Projekt ist ein Gesamtkonzept mit vier Rickhalteraumen fur
kleine bis mittlere Hochwasser und drei gesteuerten Flutpoldern fur extreme Hoch-
wasser. Die Standorte wurden aus uber 20 potenziellen Standorten in einem zwei-
stufigen Bewertungsverfahren mit Sensitivitatsuntersuchung ermittelt. Als Ergebnis
dieser umfangreichen Gesamtbetrachtung ergibt sich fiir den Standort Leipheim der
Rang zwei aller untersuchten Standorte an der schwabischen Donau. Dieses Ver-
fahren wurde im Rahmen des breit angelegten Hochwasserdialogs in den Jahren
2015 und 2016 entwickelt und erlautert. Die Ergebnisse und die Methodik wurden
in der Informationsveranstaltung am 19.12.2016 vorgestellt. Die Unterlagen hierzu
sind auf dem Internetauftritt des Wasserwirtschaftsamts Donauwdrth 6ffentlich ein-
sehbar.
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32. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob das Auenprogramm weiterge-

Patrick fuhrt wird (bitte unter Angabe der Haushaltstitel, unter denen
Friedl das Auenprogramm kinftig finanziert werden wird, sowie Pro-
(BUNDNIS gramminhalte und -dauer), welche Auenprojekte — u. a. koordi-
90/DIE GRU- niert liber das Auen-Zentrum Neuburg-Ingolstadt — abgeschlos-
NEN) sen, in Arbeit und/oder geplant sind (bitte getrennt nach Bear-

beitungsstand und Projektpartnerinnen und -partnern angeben)
und ob es zusatzliche Stellen fiir die Umsetzung des Auenpro-
gramms, der Auenprojekte und des Auenschutzes durch den
Freistaat Bayern geben wird (bitte mit Angabe des jeweiligen
derzeitigen Stellenvolumens und des geplanten zuséatzlichen
Stellenvolumens nach Dienststellen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Das Auenprogramm wurde im Rahmen des Hochwasserschutz-Aktionsprogramms
2020 und bzw. 2020 plus durchgefuhrt. Wahrend der Laufzeit von 2001 bis Ende
2020 wurden — neben zahlreichen weiteren MalRnahmen — mehr als 73 km Deiche
zurickverlegt und damit etwa 25,8 Mio m*® Retentionsraum aktiviert sowie rd.
1 270 km Gewasser und 2 700 ha Flache renaturiert. Die Elemente des Auenpro-
gramms wie Deichriickverlegungen, die Renaturierung von FlieRstrecken und die
Entwicklung der Auen werden als integraler Bestandteil des Bayerischen Gewas-
ser-Aktionsprogramms 2030 (kurz ,PRO Gewasser 2030“) fortgefuhrt, mit dessen
Ausgestaltung der Ministerrat das Staatsministerium fir Umwelt und Verbraucher-
schutz mit Beschluss vom 31.07.2018 beauftragt hat. So sollen beispielsweise allein
mit den von Bayern zum nationalen Hochwasserschutzprogramm des Bundes ge-
meldeten MaRnahmen zur Deichriickverlegung am Lech, an der Mittleren Isar, an
der Donau und an der Salzach Uber 2 300 ha Ruckhalteflachen zuriickgewonnen
werden. Um die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen sind ein weiterer
Schwerpunkt umfangreiche Renaturierungsmaflnahmen an den Flieligewassern
wie z. B. an der Salzach oder im Rahmen des Projekts ,Agile lller*.

Die Umsetzung der Mallnahmen erfolgt wie bisher insbesondere mit dem vorhan-
denen Personal der Wasserwirtschaftsdmter; eine genaue Aufschlisselung wirde
angesichts der Vielzahl der Projekte einen sehr hohen Aufwand erfordern.
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33. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche konkreten Erfolge oder

Tim Misserfolge bei den ,Artenhilfsprogrammen fir gefahrdete Vo-
Pargent gelarten in Bayern® (AHP Vdgel) bisher erzielt wurden (bitte ta-
(BUNDNIS bellarisch je Art auffihren), welche neuen ,AHP Voégel“ in den
90/DIE GRU- letzten zwei Jahren u. a. durch das Landesamt fiir Umwelt ini-
NEN) tiiert, auf den Weg und in die Umsetzung gebracht wurden und

welche ,AHP Vogel“ fir dieses Jahr geplant sind (bitte unter
Angabe des finanziellen Programmvolumens und der Haus-
haltstitel)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Artenhilfsprogramme (AHP) sind konzeptionell fundierte und gezielte Malnahmen
zur Erhaltung bedrohter Arten. Ein wesentlicher Teil dieser AHP wird vom Landes-
amt fur Umwelt (LfU) initiiert und fachlich koordiniert. Fur folgende Vogelarten konn-
ten in Bayern durch die gemeinsamen Anstrengungen im Rahmen von AHP Erfolge
erreicht werden:

+  Weilstorch

» Steinadler

*  Wiesenweihe
+ Ortolan

+ Uhu

* Wanderfalke

Insbesondere bei den verschiedenen Wiesenbruterarten (z. B. Bekassine, Grof3er
Brachvogel, Braunkehlchen, Grauammer, Rotschenkel, Uferschnepfe, Wachtelko-
nig) sind weitere Anstrengungen notwendig, um den Negativtrend weiter zu verlang-
samen und zu stoppen. Die Erfolge vor Ort und auf der Ebene lokaler Populationen
sollen durch das AHP Wiesenbriter weiter gefestigt und die MalRnahmen im Rah-
men der zur Verfligung stehenden Mdéglichkeiten intensiviert werden.

Auch den Kiesbankbritern — Flussuferlaufer und Flussregenpfeifer — gilt besondere
Aufmerksamkeit. Seit 2020 wurde ein gemeinsames AHP an neun Flussgebieten
(insbesondere im Alpenraum und Vorland) gestartet. Uber Haushaltstitel Staatsmi-
nisterium fur Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) 12 04 547 72 werden Mittel
des LfU zugunsten Titel 12 09 547 73 mit einem Umfang von 80.000 Euro/Jahr ver-
starkt.
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34. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Mechanismen garantie-

Christian ren, dass die zustdndigen Genehmigungsbehérden Aus-
Zwanziger gleichs- und Ersatzflachen und -maRnahmen unmittelbar nach
(BUNDNIS Bescheiderlass an das Okoflachenkataster melden, ob der
90/DIE GRU-  Staatsregierung Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen im Land-
NEN) kreis Erlangen-Hochstadt und der kreisfreien Stadt Erlangen

bekannt sind, die bisher nicht im Okoflachenkataster aufgefiihrt
werden, und wie sie fortlaufend sicherstellt, dass die Qualitat
der Ausgleichsflachen dem Zustand und der Entwicklung, der
in der Eingriffsregelung festgelegt wurde, auch dauerhaft ent-
spricht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Rechtliche Grundlage fiir das Okoflachenkataster (OFK) und die Meldepflichten ist
Art. 9 Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG). Danach werden die fiir Aus-
gleichs- und ErsatzmaBnahmen festgesetzten Flachen sowie Okokontoflachen im
Kompensationsverzeichnis als Teil des Okoflachenkatasters erfasst. Die Genehmi-
gungsbehdrden bzw. Gemeinden tdbermitteln hierzu die erforderlichen Daten dem
Landesamt fur Umwelt (LfU). Beziglich nicht gemeldeter Ausgleichs- und Ersatz-
mafnahmen im Landkreis Erlangen-Hochstadt und der kreisfreien Stadt Erlangen
liegen der Staatsregierung keine Informationen vor.

Fur die erfolgreiche Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmallnahmen sind wich-
tige Faktoren die Qualitat der Planunterlagen, an die konkreten MalRnahmen ange-
passte Vorgaben zur Kompensation im Genehmigungsbescheid bzw. Bebauungs-
plan und die gezielte Begleitung und Kontrolle der zustandigen Stellen. Die aktuelle
Verdffentlichung des LfU ,Handlungsleitfaden Qualitdtsmanagement Kompensation
— Bausteine und Beispiele zur erfolgreichen Umsetzung von Ausgleichs- und Er-
satzmaflinahmen im Naturschutz® enthalt hierzu umfassende Erlduterungen und
Empfehlungen’.

1

https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_nat 00396.htm



https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_nat_00396.htm
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten

35. Abgeordneter Im Zusammenhang mit dem Antwortschreiben von Staatsmi-
Paul nisterin fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Michaela
Knoblach Kaniber vom 09.11.2021 an den Abgeordneten Paul Knoblach
(BUNDNIS bezlglich des Schwarzen Moores (Rhon) frage ich die Staats-
90/DIE GRU-  regierung, ob das angekiindigte gemeinsame wissenschaftli-
NEN) che Gutachten durch Prof. Dr. Michael Succow und Prof. Dr.

Giselher Kaule der Staatsregierung mittlerweile vorliegt, falls ja,
welche Rickschlisse sie aus dem Gutachten zieht und welche
konkreten MalRnahmen geplant sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Das Gutachten von Prof. Dr. Michael Succow und Prof. Dr. Giselher Kaule zum
Schwarzen Moor soll der Umwelt- und der Forstverwaltung Entscheidungshilfen bei
der Erhaltung dieses flr Deutschland einzigartigen Moores an die Hand geben. Es
wurde von den Auftragnehmern fertiggestellt und wird derzeit ausgewertet. Daher
ist noch keine Aussage maoglich, welche Mallinahmen im Rahmen der Natura 2000-
Managementplanung umgesetzt werden.
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36. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Betriebe mit ganzjahri-

Ruth ger Anbindehaltung seit der Ankindigung der Beratungsinitia-
Miiller tive durch das Staatsministerium flr Erndhrung, Landwirtschaft
(SPD) und Forsten vom 13.10.2021 bereits beraten worden sind (bitte

Angabe nach Amtern fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Fors-
ten und der jeweiligen Anzahl der beratenen Betriebe und Hal-
tungsplatze), wie sich das vorgesehene Beratungsverfahren
gestaltet (ggf. unterteilt in Schritte) und wie die Beratungsinitia-
tive evaluiert wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Das Beratungsangebot der Amter fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
(AELF) wurde flachendeckend kommuniziert. Im Rahmen der coronabedingten
Méoglichkeiten wurden Gruppenberatungen und Informationsveranstaltungen (z. B.
Bauseminare, Infotage) gréRtenteils in digitaler Form angeboten. Im Rahmen die-
ses Angebots wurden bereits tGiber 3 000 Betriebe erreicht. Der nachfolgenden Auf-
stellung sind die Anzahl der bisherigen einzelbetrieblichen Beratungen im Rahmen
der ,Beratungsinitiative fir rinderhaltende Betriebe mit Anbindehaltung* der AELF
zu entnehmen. Die Erhebung umfasst den Zeitraum von Mitte Oktober 2021 bis zur
Ruckmeldefrist 11.02.2022 Die Zahl der Haltungsplatze wurde nicht abgefragt.

Zu beachten ist, dass die Beschrankungen der Coronapandemie die Beratungsak-
tivitdten stark beeintrachtigen.

strategische SpEfiaIbera.tungen
Unternehmens- und der iiberregionalen ) )
AELF . $G23T Regierungsbezirk
Innovatlons!?eratun Nutztierhaltung im
gen der AELF A A
Regierungsbezirk
Ebersberg-Erding 14
Furstenfeldbruck 9
Holzkirchen 28
Ingols‘tad_t-Pfaffenhofen 15 92 Oberbayern
Rosenheim 13
Togingam Inn 1
Traunstein 128
Weilheim iOB 2
Abensberg-Landshut 1
Deggendorf-Straubing 28
Landau-Pfarrkirchen 1 30 Niederbayern
Passau 38
Regen 61
Amberg-Neumarkt i.d.Opf. 10
Cham 6 Oberpfalz
Regensburg-Schwandorf 21
Tirschenreuth-Weiden i.d.O 15
Bamberg 7
Bayreuth-Munchberg 16 - Oberfranken
Coburg-Kulmbach 6
Ansbach 6
Furth-Uffenheim 4 - Mittelfranken
Roth-Weilenburg i.Bay. 11
Bad Neustadt a.d.Saale 9
I(_arl_stadt — 2 15 Unterfranken
Kitzingen-Wirzburg 4
Schweinfurt 5
Augsburg 10
Kaufbeuren 7
Kempten 50 a0 Schwaben
Krumbach-Mindelheim 11
Nordlingen-Wertingen 22
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Die Beraterinnen und Berater an den AELF bieten im Rahmen der Beratungsinitia-
tive Uber die strategische Unternehmen- und Innovationsberatung umfassende Be-
ratungsgesprache an. Gemeinsam mit den Betriebsleiterfamilien wird individuell der
bestmdgliche Weg fiir die betriebliche Zukunft erarbeitet, sei es, die Rinderhaltung
weiterzuentwickeln oder Alternativen aufzuzeigen. Im Mittelpunkt stehen die be-
trieblichen Verhaltnisse und die Bedlrfnisse der Familie. Davon ausgehend werden
neutral und offen Ansatze fir die kiinftige Betriebsentwicklung erarbeitet, die fir die
aktuell in Anbindehaltung wirtschaftenden Betriebe vom Verbleib in der Milchvieh-
haltung und damit verbundenem Stallneu- bzw. umbau, Uber Alternativen in der
Tierhaltung, Umstellung auf 6kologische Wirtschaftsweise, Auf- und Ausbau von
Einkommensalternativen, Diversifizierung, Extensivierung bis hin zur Betriebsauf-
gabe reichen. Das Beratungsangebot ist dabei auf die individuelle Situation ausge-
richtet. Sobald klar ist, welche Richtung eingeschlagen werden soll, werden die Be-
triebe auch in enger Zusammenarbeit mit weiteren Beratungsanbietern unterstutzt.
Falls eine Rinder- oder Milchviehhaltung weitergefuhrt werden soll, erfolgt in einem
zweiten Schritt eine entsprechende Spezialberatung im Bedarfsfall auch durch die
Uberregionalen Sachgebiete SG L2.3 T (Nutztierhaltung), z. B. zu den notwendigen
Neu- oder Umbauten.

Die AELF erfassen alle Aktivititen und melden auf Anfrage den aktuellen Stand.
Die aktuelle Abfrage erfolgte zum 11.02.2022.
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37. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob sich der Wert bzw. Boden-

Gisela richtwert einer landwirtschaftlich genutzten Flache &ndert,
Sengl wenn diese im Flachennutzungsplan als Gewerbegebiet aus-
(BUNDNIS gewiesen ist, welche steuerlichen Folgen aus einer Wertsteige-
90/DIE GRU-  rung durch eine Flachennutzungsplananderung, z. B. bei einer
NEN) Hoflibergabe, entstehen und ob fir landwirtschaftlich genutzte

Flachen, die im Flachennutzungsplan als Gewerbe ausgewie-
sen werden, Direktzahlungen in Anspruch genommen werden
kénnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

« Andert sich der (Bodenricht-)Wert durch Aufnahme in Flédchennutzungsplan
(FNP) als Gewerbeflache (GE):

Bei der Ermittlung der Bodenrichtwerte durch die Gutachterausschisse sind die be-
sonderen objektspezifischen Grundstiicksmerkmale zu berucksichtigen. Dazu ge-
hoért auch der Entwicklungszustand. Hierzu wird u. a. differenziert nach Flachen der
Land- und Forstwirtschaft, Bauerwartungsland, baureifem Land etc. Durch Auf-
nahme von landwirtschaftlich genutzten Flachen in den Flachennutzungsplan wer-
den diese im Regelfall zu Bauerwartungsland mit der Folge, dass der Verkehrswert
fur solche Flachen steigt.

« Steuerliche Folgen durch daraus entstehende Wertsteigerungen:

Die Ausweisung eines Flachennutzungsplanes fihrt im laufenden Betrieb zu keiner
Veranderung der Buchwerte. Zu einer Aufdeckung der erhdhten stillen Reserven,
die sich aus der Eigenschaft als Gewerbegebiet ergeben, kommt es ausschliellich
bei einer Veraulerung oder einem Entnahmevorgang. Im Rahmen einer Hofliber-
gabe erfolgt die Bewertung der betroffenen Flachen nicht mehr im Rahmen des
(niedrigen) Ertragswerts fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe, sondern als
Grundvermogen mit den entsprechend deutlich hdheren Bodenrichtwerten
(§ 159 Abs. 1 Bewertungsgesetz — BewG). Folglich fiihrt die Anderung im Flachen-
nutzungsplan bei landwirtschaftlichen Flachen im Falle der Hoflibergabe zu einem
entsprechenden Anfall von Erbschaft-/Schenkungsteuer, soweit die Flachen zum
Zeitpunkt der Ubergabe nicht mehr selbst bewirtschaftet werden, sondern verpach-
tet sind.

« Direktzahlungen fiir als im FNP ausgewiesene GE-Flachen:

Ja. FUr die Beihilfefahigkeit einer landwirtschaftlich genutzten Flache ist die bau-
rechtliche Einstufung irrelevant. Die Flache muss die Anforderungen des § 12 der
Direktzahlungen-Durchfiihrungsverordnung (DirektZahlDurchfV) erfillen, also i. W.
von einem landwirtschaftlichen Betrieb fiir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
werden.
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38. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie sie die Moglichkeit ein-

Christoph schatzt, die sogenannte Kombinationshaltung (Anbindehaltung
Skutella mit Weidegang), die in der Milcherzeugung im Griinlandgurtel
(FDP) gangige Haltungsform ist, gesetzlich zu verankern und ob diese

Haltungsform nach Ansicht der Staatsregierung als eigenstan-
dige Haltungsform in der Zukunft weiter existieren soll?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Im Koalitionsvertrag hat die neue Bundesregierung festgeschrieben, dass sie be-
stehende Licken in der Nutztierhaltungsverordnung schlieen und das Tierschutz-
gesetz verbessern will. In diesem Zusammenhang soll laut Koalitionsvertrag auch
die Anbindehaltung spatestens in zehn Jahren beendet werden. Diese Formulie-
rung wurde auch das Aus fur die Kombinationshaltung bedeuten, die eine traditio-
nelle Form der Milchviehhaltung in Bayern darstellt. Betriebe mit Kombinationshal-
tung leisten einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung der Kulturlandschaft und der Bio-
diversitat. Die Kombinationshaltung kann auch fiir Betriebe, die ihre Kihe jetzt noch
ganzjahrig angebunden haben, eine tierwohlgerechte Alternative sein. Vor diesem
Hintergrund setzt sich die Staatsregierung dafir ein, dass die Kombinationshaltung
von Milchkiihen auch bei zuklnftigen rechtlichen Regelungen bezlglich der Anbin-
dehaltung erlaubt bleibt. Ob dies gelingt, hangt nicht zuletzt von den von der Bun-
desregierung dazu vorgelegten Vorschlagen und vom Bundesrat ab. Staatsminis-
terin fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Michaela Kaniber hat daher am
10.02.2022 im Plenum des Landtags insbesondere an die Abgeordneten der Par-
teien, die an der Bundesregierung beteiligt sind, appelliert, sich auf Bundesebene
fur den Erhalt der Kombinationshaltung einzusetzen.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-
les

39. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie sie § 94 Abs. 6 des Achten

Kerstin Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIIl), wonach junge Menschen
Celina bei vollstationaren Leistungen ,héchstens 25 Prozent ihres Ein-
(BUNDNIS kommens* als Kostenbeitrag einzusetzen haben, bewertet, ob
90/DIE GRU-  die Staatsregierung plant, den Gestaltungsspielraum als Lan-
NEN) desgesetzgeber zu nutzen, um auf Landesebene auf den Kos-

tenbeitrag (moglichst) komplett zu verzichten und wie dies lan-
desrechtlich konkret umzusetzen wére (z. B. Anpassung des
Teil 7 des Gesetzes zur Ausflihrung der Sozialgesetze
- AGSG)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Staatsregierung setzte sich auf Bundesebene im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens zur Neuregelung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIII) dafiir
ein, den Umfang der Heranziehung im Sinne der jungen Menschen neu auszuge-
stalten. Mit dem Gesetz zur Starkung von Kindern und Jugendlichen (KJSG) trat am
10. Juni 2021 eine Neuregelung des § 94 Abs. 6 SGB VIl in Kraft, durch welche die
Reduzierung der Kostenbeteiligung fir junge Menschen von vorher 75 Prozent des
zu berucksichtigenden Einkommens auf hdchstens 25 Prozent erfolgte. Diese we-
sentliche Verbesserung begrif3t die Staatsregierung sehr. Eine dariiberhinausge-
hende landesgesetzliche Reduzierung ist nicht moglich, da das SGB VIII hierfur
keinen Landesrechtsvorbehalt vorsieht. Innerhalb des gesetzlichen Rahmens ent-
scheidet das zustdndige Jugendamt, welches die Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendhilfe im eigenen kommunalen Wirkungskreis wahrnimmt, im Einzelfall im eige-
nen Ermessen uber die konkrete Festlegung eines Kostenbeitrages. Eine Moglich-
keit staatlicher Einflussnahme hierauf besteht nicht.
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40. Abgeordneter  Auf der Homepage vom Zentrum Bayern Familie und Soziales

Martin (ZBFS) ist zu lesen, dass derzeit keine Antragstellungen und
Hagen Bewilligungen zur Férderung von Kinderwunschbehandlungen
(FDP) mehr mdglich sind, da keine weiteren Bundesmittel zur Verfu-

gung stehen, deswegen frage ich die Staatsregierung, wie viele
Antrage 2021 zur Foérderung der assistierten Reproduktionsme-
dizin in Bayern gestellt wurden (bitte unter Nennung der bewil-
ligten, abgelehnten und anhangigen Antrage), mit welcher Be-
grindung die Férderung von MaBnahmen der assistierten Re-
produktionsmedizin im Haushaltsplan 2022 um 1,6 Mio. Euro
gekirzt wurde und inwieweit die Co-Finanzierungsausgaben fiir
das Foérderprogramm zur Kinderwunschbehandlung in Bayern
an entsprechende Bundesmittel angepasst werden sollen, so-
bald das Haushaltsgesetz auf Bundesebene verkiindet wurde,
mit welchem die in 2022 zur Verfligung stehenden Bundesmittel
feststehen (bitte unter Nennung der Héhe der Verpflichtungser-
machtigungen flr die Haushaltsjahre 2023 und 2024)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Im Jahr 2021 wurden bei der Férderung von Kinderwunschbehandlungen insge-
samt 7 193 Antrage gestellt, 6 681 bewilligt und 1 695 Antrage abgelehnt. Die Ab-
lehnungen sind gréRtenteils auf die seit Herbst 2021 fehlenden Bundesmittel zu-
rickzufihren.

Das Forderprogramm wird paritatisch durch Bund und Land finanziert. Nach der
vorlaufigen Haushalts- und Wirtschaftsfihrung des Bundes werden im Haushalts-
jahr 2022 voraussichtlich Ausgabemittel in Héhe von rund 1,6 Mio. Euro vorliegen.
Davon werden Verpflichtungsermachtigungen in Hohe von 60 Prozent der Ausga-
bemittel im Jahr 2023 und in H6he von 10 Prozent der Ausgabemittel im Jahr 2024
zur Verfugung stehen. Bayern hat im Haushalt 2022 weiterhin hdhere Summen ver-
anschlagt: 2,4 Mio. Euro brutto an Ausgabemitteln und entsprechende Verpflich-
tungsermachtigungen in Héhe von 60 Prozent bzw. 10 Prozent der Ausgabemittel
in 2023 bzw. 2024.
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41. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wann sie eine Fortschreibung
Claudia des Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
Kohler konvention (UN-BRK) plant, in welcher Form bei einer Fort-
(BUNDNIS schreibung des Aktionsplans die Beteiligung von Verbanden
90/DIE GRU-  und Betroffenen sowie der Fachausschiisse des Landtags si-
NEN) chergestellt wird und welche besonderen Erfolge bzw. Fort-

schritte sie mit Blick auf die Umsetzung der UN-BRK in Bayern
bislang aus ihrer Sicht erreicht hat?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)
der Staatsregierung wird derzeit weiterentwickelt, neu strukturiert und um aktuelle
Themenschwerpunkte erganzt.

Ganz maligeblich wird dabei nach dem Motto ,Nicht ohne uns Uber uns” und ent-
sprechend dem Partizipationsgebot der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) ein breiter Beteiligungsprozess sein: Daher ist insbesondere eine intensive
Beteiligung der Offentlichkeit, insbesondere der Betroffenen, im Wege eines Online-
Verfahrens geplant. Der Partizipationsprozess soll wissenschaftlich begleitet wer-
den.

Zudem soll zeitgleich zum Online-Beteiligungsverfahren eine Anhérung der maR-
geblichen Verbande stattfinden.

Die Staatsregierung setzt durch zahlreiche Ma3nahmen die Ziele um, die die UN-
Behindertenrechtskonvention vorgibt. Aus den zahlreichen Ma3nahmen soll an die-
ser Stelle insbesondere das Programm ,Bayern barrierefrei® hervorgehoben wer-
den. Das Programm ,Bayern barrierefrei“ wird intensiv vorangebracht und weiter-
entwickelt. Ziel ist, Bayern im gesamten 6ffentlichen Raum und im gesamten o&ffent-
lichen Personennahverkehr barrierefrei zu machen. Ein zentrales Element des Pro-
gramms ist eine breit angelegte Initiative zur Bewusstseinsbildung, die sensibilisie-
ren, informieren und insbesondere Akteure aus dem nichtstaatlichen Bereich akti-
vieren soll.

Die MalRnahmen, mit welchen die Staatsregierung eine gleichberechtigte Teilhabe
fur Menschen mit Behinderung anstrebt, werden im Einzelnen in der Weiterentwick-
lung des Aktionsplans zur Umsetzung der UN-BRK dargestellt werden.
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42. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie sich die Anzahl der Haus-

Helmut halte, die Hartz IV beziehen, in Bayern seit 2018 entwickelt hat
Markwort (bitte aufschlisselt nach Jahren und Regierungsbezirk), in wie
(FDP) vielen dieser Haushalte Kinder leben (aufgeschlusselt nach

Jahren und Regierungsbezirk und Anzahl der Kinder) und wie
sich die Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die Hartz IV-Leis-
tungen beziehen, in Bayern seit 2018 entwickelt hat (bitte auf-
schlisseln nach Jahren, Alter und Regierungsbezirk)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der Staatsregierung liegen keine eigenen Datenquellen zu Leistungsberechtigten
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il — Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende — ,Hartz IV*) vor. Entsprechende Daten werden von der Statistik der Bun-
desagentur fir Arbeit (BA) verdffentlicht. Im Oktober 2021 gab es It. der Statistik der
BA in Bayern insgesamt 206 690 Bedarfsgemeinschaften (BG, Jahresdurchschnitt
2018: 229 667, 2019: 211 415, 2020: 218 869). Davon waren 31 099 BG mit einem
Kind unter 18 Jahren, 21 835 mit zwei Kindern und 16 402 mit drei und mehr Kin-
dern. Von den nichterwerbsfahigen Leistungsberechtigten waren im Oktober 2021
21 510 unter 3 Jahre, 24 140 3 bis unter 6 Jahre und 55 941 6 bis unter 15 Jahre
alt. In der Statistik ,Strukturen der Grundsicherung SGB Il (Zeitreihe Monats-und
Jahreszahlen ab 2005)"! sind in den Tabellen ,1. Eckwerte Strukturen“ (Monatszah-
len) und ,4. Eckwerte Strukturen_JD* (Jahresdurchschnittszahlen) die Zahlen der
BG, der BG mit Kindern sowie der nichterwerbsfahigen Leistungsberechtigten nach
Altersgruppen fir die einzelnen Monate und Jahre seit 2018 bis Okt. 2021 zu finden.
Die Tabellen werden fir jedes Bundesland und fir alle Jobcenter einzeln verdffent-
licht.

1

https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formu-
lar.htmI?nn=1524052&topic_f=zeitreihekreise-zr-gruarb



https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524052&topic_f=zeitreihekreise-zr-gruarb
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524052&topic_f=zeitreihekreise-zr-gruarb
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43. Abgeordnete  Nach Ubertragung der Verantwortung beziiglich der SchlieRung

Doris von Kitagruppen und -einrichtungen von den Gesundheitsam-
Rauscher tern auf die Trager bzw. Einrichtungsleitungen frage ich die
(SPD) Staatsregierung, inwieweit Haftungsfragen geklart sind, bei-

spielsweise fur Félle, in denen die Entscheidung des Tragers zu
Gesundheitsschaden bei Kindern, Familienmitgliedern oder Be-
schaftigten flhrt oder mit Blick auf Verdienstausfall der Eltern
bei Sicherstellung der Betreuung zuhause, inwieweit der Frei-
staat finanziell, bspw. bei den Elterngebihren, einspringt, falls
Einrichtungsleitungen in Vertretung von staatlichen Behodrden
wie den Gesundheitsamtern Entscheidungen zur Gruppen-
oder EinrichtungsschlieBung treffen und in wie vielen Fallen seit
Inkrafttreten der neuen Quarantaneanordnung Kitas gruppen-
weise oder vollstandig geschlossen werden mussten (bitte dif-
ferenziert nach anteiliger und vollstandiger Schliefung ange-
ben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Sofern eine SchlieBung infektiologisch notwendig ist, wird diese auch weiterhin (ggf.
zusatzlich zur Entscheidung des Einrichtungstragers) vom zustandigen Gesund-
heitsamt im Rahmen von Quarantdneanordnungen veranlasst. Den Einrichtungs-
tragern wurden keine Aufgaben des Gesundheitsamtes Ubertragen, sondern es
wurde ihnen die Moglichkeit eroffnet, schnell auf eine Haufung positiver Tests auf
eine Coronainfektion mit einem intensivierten Testregime bzw. mit Gruppenschlie-
Rungen zu reagieren. Das unterstitzt den Infektionsschutz.

Uber das Vorliegen eines Infektionsfalls werden im Ubrigen auch die Eltern infor-
miert, sodass die Eltern in Kenntnis der Umstande entscheiden kénnen, ob sie ihr
Kind in Betreuung geben. Eine staatliche Ubernahme eines Elternbeitrages ist nicht
vorgesehen und aufgrund der in Einzelfallen zeitlich befristeten Gruppenschlieflung
von lediglich funf Tagen auch nicht veranlasst. Bezlglich der Beschaftigten gelten
unverandert die arbeitsrechtlichen Vorgaben zur Erfullung der Arbeitspflicht. Ein er-
héhtes Haftungsrisiko fur die Einrichtungstrager ist insgesamt nicht erkennbar.
Nach § 45 Abs. 2a des funften Sozialgesetzbuchs (SGB V) besteht ein Anspruch
auf Kinderkrankengeld sowie nach § 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz (IfSG) auf
Elternhilfe, wenn ein Kind die Einrichtung aufgrund einer behérdlichen Empfehlung,
etwa auch im Rahmen einer GruppenschlieBung, nicht besucht. Die SchlieRungs-
meldungen der Einrichtungen wurden seit der Anpassung des Kontaktpersonen-
Managements erstmals am 11. Februar 2022 in angepasster Form erhoben. Zu die-
sem Zeitpunkt meldeten die Einrichtungen Gruppenschlieffungen in 420 Einrichtun-
gen sowie VollschlieBungen von 64 Einrichtungen (von insgesamt rund 10 200 bay-
erischen Kindertageseinrichtungen).
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

44. Abgeordneter  Im Hinblick auf den Vollzug der einrichtungsbezogenen Impf-

Horst pflicht frage ich die Staatsregierung, wann die von Ministerpra-

Arnold sident Dr. Markus Soder verkiindeten Defizite fir Bayern er-

(SPD) kannt wurden und welche Idealvorstellungen hinsichtlich eines
effizienten Vollzugs bei der Staatsregierung derzeit favorisiert
werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Staatsregierung steht zum Schutz vulnerabler Gruppen und zu dem gemeinsa-
men Ziel der einrichtungsbezogenen Impfpflicht als ersten Schritt hin zu einer allge-
meinen Impfpflicht. Allerdings haben sich in der Vorbereitung des Verwaltungsvoll-
zuges durch die Lander umfangreicher Klarungsbedarf und Auslegungsfragen er-
geben, welche die Lander einstimmig mit Beschluss der Gesundheitsministerkon-
ferenz am 22.01.2022 an den Bund adressiert haben.

Fir einen effizienten und rechtssicher umsetzbaren Vollzug fordert die Staatsregie-
rung gemeinsam mit den anderen Landern vom Bund eine eindeutige und restriktive
Auslegung hinsichtlich der betroffenen Einrichtungen/Unternehmen und Personen,
die sich auf den Schutz tatsachlich vulnerabler Personengruppen fokussiert. Zudem
wurden bundeseinheitliche Vorgaben zur Ermessensauslbung, die die Versor-
gungssicherheit gewahrleisten, sowie eine digitale Meldeplattform des Bundes nach
Vorbild der Digitalen Einreiseanmeldung gefordert. Der Bundesgesetzgeber sollte
bereits im Gesetzgebungsverfahren starker auf eine praktikable Umsetzung seiner
Gesetze in versorgungsrelevanten Bereichen achten. Ublicherweise werden in ei-
nem reguldren Bundesratsverfahren durch entsprechende Fristen fir die Landerbe-
teiligung und eine geeignete Verbandsanhérung dem Gesetzgeber zusatzliche Hin-
weise aus der Umsetzungsperspektive gegeben. Dies kann bei verkirzten Verfah-
ren nicht umfassend gewahrleistet werden. Dies versucht der Bund nunmehr im
Rahmen einer hierfur einberufenen Bund-Lander-Arbeitsgruppe im Rahmen der Ar-
beitsgemeinschaft der obersten Landesgesundheitsbehérden im Nachgang zu re-
geln.
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45. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, inwiefern die plétzliche Schlie-

Johannes Rung der kinder- und jugendpsychiatrischen Praxis in der
Becher Freisinger Innenstadt Ende Januar in Zusammenhang mit den
(BUNDNIS SchlieBungen der Praxen in Ostbayern steht, aus welchen
90/DIE GRU-  Griinden die Praxen geschlossen wurden und welche MaRnah-
NEN) men das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege ergreift,

um die entstehenden Behandlungsengpasse auszugleichen
und die Licken in der kinder- und jugendpsychiatrischen Ver-
sorgungsstruktur zu schlieRen bzw. langfristig sogar zu verbes-
sern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Sicherstellung der vertragsarztlichen Versorgung wurde der Kassenarztlichen
Vereinigung Bayerns (KVB) durch bundesgesetzliche Regelung (§ 75 Funftes Buch
Sozialgesetzbuch — SGB V) als Selbstverwaltungsaufgabe Ubertragen. Die ver-
tragsarztliche Versorgungslage in den Planungsbereichen Landshut und Donau-
Wald (Niederbayern) sowie Miinchen, Ingolstadt, Oberland und Stdostoberbayern
(Oberbayern) liegt fir die Arztgruppe der Kinder- und Jugendpsychiater in allen Pla-
nungsbereichen im regel- bis Uberversorgten Bereich (Stand: 31.01.2022). Ledig-
lich im Planungsbereich Donau-Wald liegt der Versorgungsgrad mit 92,50 Prozent
bei 1,50 offenen Niederlassungsmaoglichkeiten unter 100 Prozent.

Die Grinde fir die Praxisschliefung in der Freisinger Innenstadt sind weder beim
Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege (StMGP) noch bei der KVB naher be-
kannt.

Zum Zusammenhang zu anderen PraxisschlieBungen in Ostbayern teilt die KVB
mit, dass die Praxen in Freising, Landshut, Passau und Abensberg durch ein Arz-
teehepaar mit Sitzen in Landshut und Freising im Rahmen einer Uberértlichen Be-
rufsausibungsgemeinschaft betrieben worden seien. Beide hatten auf ihre Zulas-
sungen verzichtet und daher ihre Praxisstandorte und -filialen geschlossen. Den
Antragen auf Nachbesetzung der nun offenen Zulassungen wurde durch den zu-
stédndigen Zulassungsausschuss stattgegeben. Die Sitze des Standortes Landshut
waren im Dezember im Staatsanzeiger ausgeschrieben, Bewerbungen liegen laut
KVB jedoch bislang nicht vor.

Eine gute, wohnortnahe und qualitativ hochwertige ambulante medizinische Versor-
gung in allen Teilen Bayerns ist auch der Staatsregierung ein zentrales gesund-
heitspolitisches Anliegen. Vor diesem Hintergrund unterstiitzt das StMGP — in Er-
ganzung zu den MalRnahmen der sicherstellungsverpflichteten KVB — die Nieder-
lassung von Arztinnen und Arzten sowie Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten im landlichen Raum des Freistaats mit der Landarztpramie.

Mit der Landarztpramie werden unter anderem Niederlassungen von Kinder- und
Jugendpsychiatern (in Orten mit max. 40 000 Einwohner) mit bis zu 60 000 Euro
(Filialbildungen bis zu 15 000 Euro) sowie Niederlassungen von Vertragspsycho-
therapeuten mit bis zu 20 000 Euro (Filialbildung bis zu 5 000 Euro) geférdert. We-
sentliche Fordervoraussetzung ist, dass die Niederlassungen in Orten erfolgen, die
nicht Uberversorgt sind.
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Bisher konnten bereits 892 Niederlassungen und Filialbildungen geférdert werden,
davon mit Stand 31.01.2022 16 Kinder- und Jugendpsychiater — sieben in Ober-
und vier in Niederbayern.
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46. Abgeordneter
Franz
Bergmiiller
(AfD)

Ich frage die Staatsregierung, aus welchen Griinden sie den
gemal Robert Koch-Institut (RKI) — Stand 30.01.2022 -
2 055 300 aktuell Infizierten und 7 564 200 Genesenen in
Deutschland — anteilig davon in Bayern —, z. B. durch eine bis-
her unterlassene Initiative im Bundesrat einen Genesenensta-
tus verwehrt, der sich an deren tatsachlich vorhandenem Co-
vid-Antikorper-Spiegel / T-Zellen etc. und damit an deren tat-
sachlicher Fahigkeit, das Covid-Virus abzuwehren, bemisst
und anstelle dieser prazisen individuellen Fahigkeit eines Or-
ganismus, das Covidvirus abzuwehren, eine pauschale, vom
RKI gesetzte Spekulation Gber deren Abwehrfahigkeit akzep-
tiert, deren Zustandekommen nicht einmal verdéffentlicht wird,
wie viele Personen, die bei der Eingangsuntersuchung eines
Krankenhauses in Bayern seit 01.01.2021 einen positiven
PCR-Test erhielten aus dem Bevolkerungsreservoir dieser
bald 10 Mio. Genesenen in Deutschland stammen (bitte Symp-
tome bei der Eingangsuntersuchung in ,wegen Covid® / ,mit
Covid“ ausdifferenzieren) und wie die Staatsregierung bei die-
sen, auf natirlichem Weg Immunisierten und auch bei den auf
kinstlichem Weg mithilfe von mRNA-Wirkstoffen Immunisier-
ten sicherstellt, dass die Hinweise des ,Head of Biological
Health Threats and Vaccines Strategy” der Europaische Arz-
neimittel-Agentur (EMA), Dott. Marco Cavalieri: ,repeated vac-
cinations within short intervals would not represent a
sustainable long term strategy” — Min. 7:39 — ,we are rather
concerned about a strategy that entangles repeated vaccina-
tion within a short term (...) making clear that we cannot give a
booster dose every three, four months“ — Min 12:33 f. — ,there
are concernes here in a strategy that we give boosters every
three, four months, approximately, we will end potentially ha-
ving problem with the immune response and the immune
response may end up not being as good as we would like it to
be. So we should be careful in not overloading the immune-
system with repeated immunisation (...) it is not something that
— we think — should be repeated constantly* — Min. 22:03 f. —
aus dem auf dem Youtube-Kanal ,European Medicines
Agency“ verodffentlichten Pressebriefing der EMA vom
11.01.2022 tatsachlich umgesetzt werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Frage zur Anerkennung von Antikdrpernachweisen bezlglich des Genesenen-
status hat Bayern bereits im vergangenen Herbst am 22.10.2021 in die Konferenz
der Gesundheitsministerinnen und Gesundheitsminister der Lander (GMK) einge-
bracht. Die daraufhin erfolgte Stellungnahme des Robert Koch-Instituts (RKI) ver-
deutlichte, dass die wissenschaftliche Klarung eines Zusammenhangs zwischen
gemessenem Antikdrperwert und dessen Schutzwirkung vor einer Coronainfektion
bislang nicht etabliert werden konnte und es zudem unklar ist, ob sich ein solcher
Schwellenwert Uberhaupt etablieren lassen wird.

Der Nachweis von SARS-CoV-2-spezifischen Antikdrpern weist auf eine friher
durchgemachte oder aber noch bestehende SARS-CoV-2 Infektion hin. Er schlief3t
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die Infektiositat einer Person nicht aus und erlaubt keine Rickschlisse hinsichtlich
des Infektionszeitpunktes. Ob und in welchem Ausmalf ein positiver Antikorpertest
mit einem immunologischen Schutz vor einer transmissionsrelevanten
SARS-CoV-2 Infektion bzw. vor leichter oder schwerer COVID-19-Erkrankung ein-
hergeht, ist bisher nicht festzulegen. Das blof3e Vorhandensein von neutralisieren-
den Antikdrpern im Serum schliefl3t weder die Empfanglichkeit fir eine Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 noch die Fahigkeit zur Ubertragung (Transmission)
von SARS-CoV-2 aus’. Die Anerkennung eines Antikdrpernachweises als Genese-
nennachweis oder im Rahmen der 3G-Regel ist nach der Einschatzung des RKI
daher derzeit nicht moglich. Das Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege
(StMGP) teilt diese Einschatzung.

Die Gesundung nach einer Infektion ist nicht meldepflichtig geman Infektionsschutz-
gesetz (IfSG). Daher beruht die Zahl der Genesenen auf einer Schatzung Uber den
gesamten Datenbestand. Aus diesem Grund liegen keine personenbezogenen Da-
ten zu den Genesenen vor, die eine entsprechende Auswertung erlauben wirden.

Das Landesamt fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) ist die zentrale
Fachbehdrde des Freistaates Bayern u. a. flir den Fachbereich Gesundheit. Sie be-
reitet stets den aktuellen Wissensstand zum Coronavirus SARS-CoV-2 auf. Dieser
geht in die Entscheidungen zu MaRnahmen der Pravention und Bekampfung der
Coronavirus SARS-CoV-2 ein. Einzelne, aus dem Kontext gegriffene Aussagen da-
gegen nicht. Ein Schutz vor Infektionen, insbesondere aber auch vor schwereren
Verlaufen und Hospitalisierung, entsteht durch vollstandige Impfung und vor allem
durch eine Auffrischungsimpfung. Auch gegeniber der Omikron-Variante kann fir
vollstandig geimpfte Personen aller Altersgruppen — und insbesondere fir Personen
mit Auffrischungsimpfung — weiterhin von einem sehr guten Impfschutz gegeniiber
einer schweren COVID-19-Erkrankung ausgegangen werden. Weiterhin zeigt sich
fur ungeimpfte Personen aller Altersgruppen ein deutlich héheres Risiko flr eine
COVID-19-Erkrankung, insbesondere fir eine schwere Verlaufsform (Wochenbe-
richt des RKI, 10.02.22).

1

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Vorl Tes-
tung_nCoV.html#doc13490982bodyText29



https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Vorl_Testung_nCoV.html%23doc13490982bodyText29
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Vorl_Testung_nCoV.html%23doc13490982bodyText29

Drucksache 18/21257 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 60

47. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, was sie zeitnah unternehmen

Thomas will, damit den etwa 25 Prozent der Teilnehmenden — haufig
Gehring (noch) ungeimpfte, nicht genesene, sozial benachteiligte Ju-
(BUNDNIS gendliche und junge Erwachsene — ermdglicht wird, ihren
90/DIE GRU-  Schulabschluss auf dem zweiten Bildungsweg noch zu schaf-
NEN) fen, wie sie diesen Jugendlichen und jungen Erwachsenen er-

klaren will, dass der Besuch einer auf3erschulischen Bildungs-
einrichtung strenger behandelt wird als etwa der Besuch beim
Friseur oder bei der der Fahrschule und ob bereits geplant ist,
hier rasch eine Anpassung der geltenden Regelungen von au-
Rerschulischen Bildungseinrichtungen an die 3G Regelungen
der Schulen und am Arbeitsplatz durchzufthren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Das Ziel der infektionspraventiven Mal3nahmen ist es nach wie vor, den Anstieg der
Infektionszahlen zu bremsen, schwere Erkrankungen und Todesfalle zu minimieren
und das Gesundheitswesen zu entlasten. Den besten Schutz vor einer COVID-19-
Erkrankung bietet eine Impfung. Wesentlicher Teil der infektionspraventiven Mal3-
nahmen sind die Beschrankungen der Flinfzehnten Bayerischen Infektionsschutz-
mafRnahmenverordnung (15. BaylfSMV) flur Personen, die nicht im Sinne des § 2
Nr. 2 und 4 der COVID-19-Schutzmaflnahmenverordnung (SchAusnahmV) geimpft
oder genesen sind.

InfektionsschutzmalRnahmen werden jedoch nur angeordnet, soweit und solange
sie fur eine wirksame Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2
erforderlich sind. Die Entwicklung der vergangenen Tage deutet darauf hin, dass
die Omikron-Welle ihren Ho6hepunkt erreicht und moéglicherweise bereits Gberschrit-
ten hat.

Der Ministerrat hat daher am 15. Februar 2022 beschlossen, ab dem 17. Feb-
ruar 2022 den gesamten Bereich der auerschulischen Bildung unter 3G-Bedingun-
gen zuganglich zu machen. Ab diesem Zeitpunkt steht damit auch ungeimpften und
nicht genesenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Zugang zu diesen Angebo-
ten offen, wenn sie Uber einen negativen Testnachweis verfigen.

Das Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege wird die 15. BaylfSMV entspre-
chend anpassen.
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48. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, nachdem das Staatsministerium

Harald fur Gesundheit und Pflege am 9. November 2021 im zustandi-
Giiller gen Ausschuss des Landtags berichtet hat, dass 15 Bewohne-
(SPD) rinnen und Bewohner des geschlossenen Seniorenheims am

Schliersee nach Augsburg in die Einrichtung Ebnerstralle
umgezogen sind und dass diese Einrichtung in Augsburg durch
die Fachstelle fiir Pflege- und Behinderteneinrichtungen — Qua-
litatsentwicklung und Aufsicht (FQA) engmaschig begleitet wird,
wie oft diese ,Begleitung” und Prifung stattgefunden hat, wie
konkret eine Zusammenarbeit zwischen der FQA und dem
Staatsministerium abgelaufen ist und welche konkreten Ergeb-
nisse und Konsequenzen aus den Erfahrungen dieser Beglei-
tung und Prifung gezogen wurden, um die Bewohnerinnen und
Bewohner bestmdglich verpflegt zu wissen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Grundsatzlich ist es Aufgabe der ortlich zustandigen Fachstelle fur Pflege und Be-
hinderteneinrichtungen — Qualitatsentwicklung und Aufsicht (FQA), beim Vorliegen
von Mangeln, d. h. bei Abweichungen von den gesetzlichen Anforderungen, etwa-
ige Anordnungen zu erlassen. Die Landratin bzw. der Landrat sowie in kreisfreien
Stadten die Oberbirgermeisterin bzw. der Oberblrgermeister tragt aufgrund seiner
Organisationshoheit die Verantwortung dafiir, dass die FQA ihrem gesetzlichen
Vollzugsauftrag nach dem Pflege- und Wohnqualitdtsgesetz (PfleWoqG) hinrei-
chend nachkommen kann. Sofern das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege
(StMGP) anderweitig Erkenntnisse erlangt oder sich aus den Berichten Fragen er-
geben, wird die zustandige FQA Uber die jeweilige Regierung um Berichterstattung
gebeten. In besonderen Fallen macht sich das StMGP selbst ein Bild vor Ort.

Das StMGP hat die FQA der Stadt Augsburg Uber die Regierung von Schwaben
beauftragt, die Pflege-, Betreuungs- und Personalsituation in der Einrichtung einer
engmaschigen Uberprifung zu unterziehen und den Trager der Einrichtung auf
seine Verpflichtungen, insbesondere die Sicherstellung der Pflege und Betreuung
zu gewahrleisten, hinzuweisen. Zudem haben das StMGP und die Regierung von
Schwaben die FQA fachlich beratend begleitet und sich regelmaRig informieren las-
sen.

Die FQA der Stadt Augsburg hat im Vorfeld und seit dem Einzug der Bewohnerin-
nen und Bewohner, der mit einzelnen Verlegungen im Juli 2021 begann und von
Mitte bis Ende September 2021 mit der Verlegung von 15 Bewohnerinnen und Be-
wohnern aus der genannten Einrichtung in Schliersee abgeschlossen wurde, im
Zeitraum Mai 2021 bis Januar 2022 insgesamt drei unangemeldete Prufungen
durchgefihrt. Das StMGP war hinsichtlich der pflegefachlichen Begleitung an allen
drei Begehungen am 11.05.2021, 12.10.2021 sowie am 31.01.2022 beteiligt. Dane-
ben wurden von Mai bis Oktober 2021 funf Beratungen durch die FQA vorgenom-
men. Der Trager und die Leitung einer stationaren Einrichtung haben sicherzustel-
len, dass insbesondere eine angemessene Qualitat der pflegerischen Versorgung
der Bewohnerinnen und Bewohner nach dem allgemein anerkannten Stand der
pflegewissenschaftlichen Erkenntnisse gesichert ist. Insbesondere die qualitative
Erbringung der Pflege- und Betreuungsleistungen liegt alleine in der Verantwortung
der Einrichtung. Demgegentiber ist es die Aufgabe der zustandigen FQA, die Ein-
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richtung engmaschig zu Uberprifen und alle erforderlichen Mallnahmen zu ergrei-
fen, damit der Trager der Einrichtung seinem Sicherstellungauftrag nachkommt. Als
Konsequenz aus der ersten Prifung im Mai 2021 unter Beteiligung der Regierung
und des StMGP wurde die FQA aufgefordert, insbesondere zum erheblichen Man-
gel in der Anwendung und der Instandhaltung von Hilfsmitteln, die Umsetzung der
angeordneten MalRnahmen zu Uberprifen und im Falle der Nichterfiillung entspre-
chende weitere MalRnahmen, wie z. B. die Erhebung von Zwangsgeldern, zu ver-
anlassen.

Im Verlauf der folgenden beiden Begehungen unter Beteiligung des StMGP wurde
hier ein Prifungsschwerpunkt gesetzt. Zu den in den weiteren Begehungen festge-
stellten erheblichen Mangeln im Bereich des Wundmanagements, Umsetzung arzt-
licher Anordnungen und die Bedurfnisse der Bewohner und Bewohnerinnen vor Be-
eintrachtigungen zu schutzen wurde zur Sicherstellung einer angemessenen Qua-
litdt der Pflege und Betreuung der betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner die
Behebung der erheblichen Mangel angeordnet. Die Umsetzung der Malinahmen
und der weitere Verlauf des Verwaltungsverfahrens werden weiterhin von der zu-
standigen FQA engmaschig tberpruft.

Unter Hinweis auf laufende Verfahren und der Kiirze der Zeit, ist eine ausfiihrliche
chronologische Auflistung der Mangelsachverhalte nicht moglich.
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49. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, warum sie Angehdrigen von an

Christina oder mit Covid-19 verstorbenen Personen eine Abschied-
Haubrich nahme am offenen Sarg nicht erlaubt, obwohl dies laut Robert
(BUNDNIS Koch-Institut mit entsprechendem Abstand maéglich ist, auf wel-
90/DIE GRU-  cher Grundlage diese Regelung in Bayern basiert und ob sie
NEN) eine Anderung in absehbarer Zeit plant?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Mit der Verordnung zur Anderung der Bestattungsverordnung (BestV) vom
11. Marz 2021 (Gesetz- und Verodnungsblatt — GVBI Nr. 6/2021, Seite 138) wurde
u. a. § 7 BestV neu gefasst. Nach dem neuen § 7 BestV handelt es sich bei SARS-
CoV-2-infizierten Verstorbenen um infektibse Verstorbene (§7 Abs. 1
Satz 2 BestV). Dies entspricht den Empfehlungen des Robert Koch-Instituts (RKI)
zum Umgang mit SARS-CoV-2-infizierten Verstorbenen in der Fassung vom
3. Marz 2021". Infektiose Verstorbene sind nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BestV unverzlg-
lich in ein mit einem geeigneten Desinfektionsmittel getranktes Tuch oder auf an-
dere ebenso geeignete Weise einzuhillen. Im Anschluss ist die entsprechend ein-
gehiillte Leiche unverziglich einzusargen, wobei der Sarg nicht mehr gedffnet wer-
den darf. Danach sind ein Waschen und Einkleiden des Leichnams sowie eine Ab-
schiednahme am offenen Sarg grundsétzlich untersagt, um eine Ubertragung der
Infektion beim Umgang mit dem Verstorbenen zu verhindern. Hintergrund ist, dass
fir eine angemessene Abschiednahme am offenen Sarg von einem SARS-CoV-2-
infizierten Verstorbenen einige VorbereitungsmaRnahmen durchzufiihren sind.
Diese bedeuten ggf. ein erhéhtes Ansteckungsrisiko fir das Bestattungspersonal.

Das Gesundheitsamt kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen von den vorstehend
dargestellten Vorgaben des Infektionsschutzes zulassen (vgl. §7 Abs. 1
Satz 4 BestV). Im Rahmen der Prifung eines Antrags wird insbesondere das Inte-
resse der Angehdrigen an einer Abschiednahme am offenen Sarg mit der erhohten
Gefahr einer Ubertragung der Infektionskrankheit durch den Verstorbenen abgewo-
gen. Bislang liegen der Staatsregierung keine Informationen vor, dass Genehmi-
gungen im Einzelfall durch das Gesundheitsamt nicht erteilt worden sind.

Eine Anderung der BestV ist daher vor diesem Hintergrund zum jetzigen Zeitpunkt
nicht geplant.

1

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges _Coronavirus/Verstorbene.html,
Abruf am 11. Februar 2022
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50. Abgeordneter  In Bezug auf eine Studie vom August 2021 mit dem Titel: ,The

Christian BNT162b2 mRNA vaccine against SARS-CoV-2 reprograms
Klingen both adaptive and innate immune responses*!, wonach mRNA-
(AfD) Impfstoffe von BioNTech das Immunsystem umprogrammieren

sollen und somit das Immunsystem anfalliger gegen Krankhei-
ten und Pilze machen, frage ich die Staatsregierung, ob sie
diese Studie kennt und ihr hierzu fiir den Freistaat Bayern Da-
ten vorliegen, ob sie Kenntnisse hinsichtlich des Wahrheitsge-
halts der in der Studie erhobenen Feststellungen hat (ggf. auf
Gegenstudien eingehen) und ob aufgrund der in der Studie auf-
gestellten Feststellungen der Nutzen des Impfstoffs zu hinter-
fragen und der Gebrauch des Impfstoffs womoglich zu unterbin-
den ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die genannte Studie von Féhse, Geckin et al. wurde am 6. Mai 2021 auf dem Pre-
print-Server 'medRxiv' noch ohne die Ubliche wissenschaftliche Prifung durch Peer-
Review vorab veroffentlicht und ist der Staatsregierung bekannt.

In der Studie wird die Impfreaktion auf das angeborene Immunsystem in Bezug auf
virale, bakterielle und Pilz-Stimuli im Labor untersucht. Aufgrund des komplexen
Zusammenspiels zwischen erworbener (adaptive) und angeborener Immunantwort
und den zum Teil erheblichen Limitationen der Studie (z. B. geringe Anzahl Proban-
den; Effekte klein und nicht immer signifikant) lassen sich aus dieser Studie keine
Schlisse auf eine héhere Anfalligkeit gegentber viralen, bakteriellen oder Pilzer-
krankungen bei mit mMRNA-Impfstoffen geimpften Personen schlief3en.

Zu einer ahnlichen Einschatzung kommt auch die Prasidentin der Deutschen Ge-
sellschaft fir Immunologie, Prof. Dr. Christine Falk. Nach ihrer Einschatzung sind
die Untersuchungen der Studien ,ein experimenteller molekularer Ansatz, der mit
der Frage, wie die Zellen auRRerhalb des Labors im Menschen selbst auf das Vakzin
reagieren, recht wenig zu tun hat2.

Die Staatsregierung sieht aufgrund dieser Studie keinen Grund, den Nutzen und die
Verwendung von mRNA-Impfstoffen gegen COVID-19 infrage zu stellen.

1
2

https://doi.org/10.1101/2021.05.03.21256520

Quelle: https://www.morgenpost.de/vermischtes/article232655853/Biontech-Co-Schwaecht-eine-
mRNAImpfung-das-Immunsystem.html
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51. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welchen Anspruch auf Corona-

Andreas Sonderzahlungen vom Freistaat Bayern und vom Bund bayern-
Krahl weit die Einrichtungen der Langzeitpflege, Einrichtungen der
(BUNDNIS Pflege fur Menschen mit Behinderungen und Kliniken inkl. Ein-
90/DIE GRU-  richtungen zur Rehabilitation haben und in welcher Hohe diese
NEN) Mittel bislang an wen ausgezahlt wurden (bitte nach Einrichtun-

gen aufschlisseln)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

In Bayern haben vollstationare Einrichtungen der Pflege und Tagespflegen die Mog-
lichkeit, Ausgleichszahlungen fiir coronabedingte Mindereinnahmen bei der Umlage
der gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen nach der Richtlinie
Corona-Pflege-Investitionsumlage (CoPflegelnvestR) zu beantragen. Hierbei han-
delt es sich um eine freiwillige Leistung, die nach MalRgabe der CoPflegelnvestR
und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Freistaates Bayern
als Billigkeitsleistung (Art. 53 Bayerische Haushaltsordnung) ohne Rechtsanspruch
im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmittel ausgereicht wird. Der Freistaat Bayern
stellt hierfur Mittel bereit.

In 2021 wurden insgesamt 300 Antrage von Tagespflegeeinrichtungen und 460 An-
trage von vollstationaren Einrichtungen der Pflege mit einem Versorgungsvertrag
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIl) auf Ausgleichszahlungen nach
CoPflegelnvestR gestellt. Ausgezahlt wurde bisher an vollstationare Einrichtungen
der Pflege 107.265,10 Euro und an Tagespflegeeinrichtungen 1.874.297,87 Euro.
Aufgrund der nachtraglichen Aufnahme der Einrichtungen der vollstationaren Pflege
erfolgt hier die Mittelauszahlung grofitenteils erst in 2022.

Fur Krankenhauser und Einrichtungen der Vorsorge und Rehabilitation wurden seit
Beginn der Pandemie verschiedenste Regelungen vonseiten des Bundes und des
Landes geschaffen, um die damit verbundenen Nachteile fur die Einrichtungen zu
kompensieren und Anreize zur Teilnahme an der Versorgung zu schaffen. Im Zeit-
raum von Marz 2020 bis Februar 2022 wurden dabei im Rahmen der nachfolgend
genannten MaRnahmen folgende Zahlungen geleistet:

An zugelassene Krankenhduser in Bayern wurden Bundesmittel gemaf § 21 Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz (KHG) als Ausgleichszahlungen fur Coronapandemie
bedingte Einnahmeausfalle geleistet in Hohe von 2.318.559.201,66 Euro.

An zugelassene Krankenhauser in Bayern wurden Bundesmittel geman § 21a KHG
als Versorgungsaufschlag fir COVID-19-Patienten geleistet in Hoéhe von
101.877.186,60 Euro.

An zugelassene Krankenhduser in Bayern wurden erganzende Landesmittel fir die
Behandlung von COVID-19-Patienten geleistet in Héhe von 8.587.320,00 Euro.

An Entlastungseinrichtungen fiir zugelassene Krankenhauser in Bayern wurden flr
die Aufnahme von COVID-19-Patienten Landesmittel geleistet in Héhe von
1.490.635,67 Euro.
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An Reha-Einrichtungen in Bayern wurden Bundesmittel gemafl § 111d Sozialge-
setzbuch — Finftes Buch — (SGB V) als Ausgleichszahlungen fir coronapande-
miebedingte Einnahmeausfalle geleistet in Héhe von 126.290.491,42 Euro.

An Reha-Einrichtungen in Bayern wurden Landesmittel als Vorhaltepauschale fur
die Behandlung von COVID-19-Patienten geleistet in HOhe von
19.428.362,63 Euro.

An Privatkliniken in Bayern mit einer Konzession nach § 30 der Gewerbeordnung
(GewO) wurden fiir das Jahr 2020 aus Landesmitteln Vorhaltepauschalen fir die
Behandlung von COVID-19-Patienten gewahrt in Hohe von 12.040.863,35 Euro.

Zudem ist fir Krankenhauser, die zur Gewahrleistung der Notfallversorgung von
Anordnungen der Arztlichen Leiter Krankenhauskoordinierung tiber die Freihaltung
von Versorgungskapazitaten, die Patienteniibernahme bzw. die Uberlassung von
Personal betroffen sind sowie Intensivkapazitaten vorhalten bzw. zusatzliche Kapa-
zitaten schaffen weitere Unterstiitzung vorgesehen.

Die genannten Betrage stellen tberwiegend lediglich eine Momentaufnahme dar,
da die jeweils vorgesehenen Leistungszeitraume und die Verfahren teils noch nicht
abgeschlossen sind.

Eine Auflistung differenziert nach einzelnen Leistungsempfangern ist aufgrund des
Schutzes der Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse der jeweiligen Einrichtungen
nicht zulassig.
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52. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob sie Kenntnis dartiber hat, mit

Roland welcher Summe der Freistaat flr die App rechnen muss, mit der
Magerl zur an COVID erkrankte Menschen herausgefiltert werden kén-
(AfD) nen, wie weit nach ihrer Kenntnis die Entwicklung der Miinche-

ner Firma ist, um die App zur Pandemiebekampfung zu nutzen,
und in welchem Zeitraum die Einflihrung der App geplant ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege in Abstimmung
mit dem Staatsministerium fiir Digitales:

Der Staatsregierung ist in diesem Zusammenhang eine Initiative des Unternehmens
audEERING mit der Universitat Augsburg bekannt. Es wird eine Studie angestrebt,
um die Validitat eines sprachbasierten COVID-19-Tests zu erproben. Bevor eine
belastbare Evidenz vorliegt, ist das Verfahren als experimentell zu betrachten und
ein Einsatz in der Praxis zurlickhaltend zu bewerten bzw. nicht konkret vorzuberei-
ten. Ergebnisse der Studie liegen nach Erkenntnissen der Staatsregierung noch
nicht vor, insofern kébnnen auch keine Aussagen zu einem Zeitplan getroffen wer-
den.

Die Zulassung des Verfahrens musste auf Bundesebene beim Bundesamt fir Arz-
neimittel und Medizinprodukte erfolgen. Zu regeln ware auf dieser Ebene wie bei
anderen COVID-19-Tests auch die Kostenerstattung eines solchen Tests nach des-
sen Anerkennung.
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53. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Leitungen und stellver-
Katharina tretende Leitungen in den Gesundheitsdmtern in Bayern Stand
Schulze heute unbesetzt sind (bitte nach Gesundheitsamt auflisten), ob
(BUNDNIS mittlerweile von allen bayerischen Gesundheitsamtern die
90/DIE GRU-  SORMAS-Schnittstelle zum Bund aktiv genutzt wird und — in
NEN) Bezug auf die einrichtungsbezogene Impfpflicht — welche MalR-

nahmen sie konkret ergreift, um die einrichtungsbezogene
Impfpflicht gesetzeskonform in Bayern umzusetzen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

An folgenden Gesundheitsamtern wurde fir die frei gewordene Funktionsstelle der
Leitung noch kein Nachfolger gefunden:

Berchtesgadener Land, Freising, Weilkenburg-Gunzenhausen, Aschaffenburg,
Schweinfurt, Neu-Ulm. Bei allen Amtern ist die Wahrnehmung der Leitung sicher-
gestellt. In Deggendorf und Schwandorf werden in Kiirze originare Leitungen be-
stellt.

An folgenden Gesundheitsdmtern wurde fur die frei gewordene Funktionsstelle der
stellvertretenden Leitung noch kein Nachfolger gefunden:

Weilheim-Schongau, Rottal-Inn, Regensburg, Bamberg, Kronach, HaRberge,
Aichach-Friedberg, Lindau.

In Erding, Freyung-Grafenau und Kelheim werden die jeweiligen Dienstposten in
Kirze besetzt.

Sowohl bei den vakanten Leitungs- als auch stellvertretenden Leitungsstellen sind
die Regierungen aktiv, um diese baldmdéglichst zu besetzen.

Die Weiterentwicklung von SORMAS, inklusive der Bereitstellung von Schnittstellen
zu den Infektionsschutzgesetzfachanwendungen, liegt in der Zustandigkeit des
Bundes. Zum 09.02.2022 nutzen 46 Gesundheitsamter (61 Prozent) in Bayern
SORMAS produktiv. Davon verwenden derzeit 30 Gesundheitsamter SORMAS mit
der SurvNet-Schnittstelle. Dies ist im Landervergleich die hochste Anzahl an Ge-
sundheitsdmtern mit produktiver SORMAS-Schnittstelle. Letztlich werden in Bayern
Schnittstellen, soweit sie vom Bund bereitgestellt wurden, vollstdndig genutzt. Wei-
tere Schnittstellen von SORMAS zu anderen Infektionsschutzgesetz(IfSG)-Mel-
desoftwareprodukten sind noch immer nicht verfigbar, obwohl sie vom Bund seit
einem Jahr in Aussicht gestellt und von allen Landern inklusive Bayern mehrfach
angemahnt wurden.

Die Staatsregierung steht weiterhin zur einrichtungsbezogenen Impfpflicht. Aller-
dings haben sich in der Vorbereitung des verwaltungsseitigen Vollzuges durch die
Lander umfangreicher Klarungsbedarf und Auslegungsfragen ergeben, welche die
Lander einstimmig mit Beschluss durch die Gesundheitsministerkonferenz am
22.01.2022 an den Bund adressiert haben.

Der Bund steht nach den ersten Sitzungen der diesbezlglichen Bund-Lander-Ar-
beitsgruppe und trotz seiner zwischenzeitlich punktuell aktualisierten Handreichung
weiterhin in der Pflicht, fir den Vollzug insbesondere auch unter Berticksichtigung
der Versorgungssicherheit klare Vorgaben abschlieRend festzulegen.
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Das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) halt die Regierungen
und Gesundheitsamter tUber die Aktualisierungen der Handreichung des Bundes auf
dem Laufenden und steht im Dialog mit den betroffenen Einrichtungen bzw. deren
Tragern und Verbanden. Soweit der Bund nicht rechtzeitig tatig wird, werden die
bestehenden Vollzugsspielrdume in Bayern pragmatisch genutzt, um insbesondere
keine Licken in der Versorgung zu riskieren.
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54. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob sie aus den neuen Erkennt-

Florian nissen des Robert-Koch-Instituts bzgl. der Impfquote bei Men-
Siekmann schen mit Migrationshintergrund' Konsequenzen ziehen und so
(BUNDNIS eine gezieltere mehrsprachige Impfkampagne initiieren méchte
90/DIE GRU-  (bei nein bitte begriinden), wie sie gegen Falschinformationen,
NEN) die in manchen Einwanderinnen- bzw. Einwanderer-Communi-

ties kursieren, vorgehen méchte und wie sie die Sprachbarrie-
ren bei der Ansprache von Menschen mit Migrationshinter-
grund abbauen mdchte (bitte genau erldautern)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Impfstrategie des Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege (StMGP) ge-
gen das Coronavirus SARS-CoV-2 ist darauf ausgelegt, eine maximal hohe Impf-
quote in allen zur Impfung zugelassen Bevdlkerungsgruppen zu erreichen. Jede
diesbezigliche professionelle Kommunikation setzt die Analyse der jeweils definier-
ten Zielgruppen voraus. Diese Grundsatze sind die Grundlage jeglicher Planung
und Konzeption kommunikativer Malihahmen des StMGP, insbesondere auch im
Rahmen der Coronapandemie. Der Kommunikation des StMGP zur Coronavirus
Schutzimpfung liegen stets Kriterien wie Gender, Ethnie, Alter und Authentizitat fr
Auswahl und Zusammenstellung von Protagonisten, Ansprache, Inhalten, Sprach-
fassungen, Medium und Kanalen, Multiplikatoren, Zeitpunkt und Belegung der Me-
dien (Zeit/Ort/Frequenz) zugrunde. Folglich ist das StIMGP stets bemiht, alle rele-
vanten Zielgruppen kommunikativ zu adressieren und zu erreichen.

Fir die Kampagnen ,ICH KREMPEL DIE ARMEL HOCH!“ (Pflegekrafte), ,ICH TU'S
FUR ...“ (alle Birgerinnen und Birger Bayerns) und ,HANDELN JETZT.“ (Appell-
kampagne / Stimmen aus der Pflege) wurde beispielsweise jeweils eine gleiche An-
zahl von weiblichen und mannlichen Protagonisten unter Berlcksichtigung unter-
schiedlichster Migrationshintergriinde gewahlt. Das sehr erfolgreiche Magazin
»,MucklIMAG*, das sich mit den psychischen Belastungen von Familien in der Pan-
demie auseinandersetzt, wird — wie auch die dazugehdrige Homepage — in funf
Fremdsprachen angeboten (Arabisch, Kroatisch, Polnisch, Rumanisch, Turkisch).

Schon bevor die erste Impfung verabreicht werden konnte, wurden unter anderem
Videostatements von deutsch- und fremdsprachigen Arztinnen und Arzten sowie
Fakten und Aufklarungsmaterialien in mehreren Sprachen auf allen vom StMGP
bespielten Social-Media-Kanalen veroffentlicht und zielgerichtet ausgespielt. Dar-
Uber hinaus wurden in Kooperation mit der Integrationsbeauftragten in verschiede-
nen Sprachen Testimonials zum Impfen verdffentlicht und so eine noch weitere
Bandbreite an sprachlichen Zielgruppen angesprochen. Die sehr beliebten Uber-
sichtsgrafiken zu Impffakten wurden in mehrere Sprachen Ubersetzt verbreitet. Ein-
zelne Impffakten wurden in Ubersetzungen gezielt an die jeweilige sprachliche Ziel-
gruppe in Bayern ausgespielt.

Die Impfkampagnenseite ,ICH TU’S FUR ...“ wird durch das StMGP seit Juni 2021
in vier verschiedenen Sprachfassungen (Deutsch, Englisch, Russisch und Ttrkisch)
angeboten. Darlber hinaus hat das StMGP auf seiner Corona-Impfseite (Abrufzah-
len bis 01.02.2022: 8 092.132 Aufrufe) auf das Aufklarungssortiment des Robert

1

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte RKI/COVIMO Reports/—co-
vimo_studie bericht 9.pdf? _blob=publicationFile
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Koch-Institut (RKI) verlinkt, das eine Auswahl von 23 Sprachen (Deutsch, Englisch,
Albanisch, Arabisch, Bulgarisch, Chinesisch, Farsi, Franzdsisch, Griechisch, Italie-
nisch, Kroatisch, Kurdisch, Polnisch, Portugiesisch, Ruméanisch, Russisch, Somali,
Spanisch, Tigrinya, Tschechisch, Turkisch, Ungarisch, Viethamesisch) fir seine
Materialien (,Informationspapiere der Impfzentren®, ,Aufklarungsmaterialien zur
COVID-19-Impfung mit Vektor-Impfstoff*, ,Aufklarungsmaterialien zur COVID-19-
Impfung mit mMRNA-Impfstoff* und ,Informationen rund um das Corona-Virus inklu-
sive Corona-Impfung®) vorhalt. Des Weiteren bietet das StMGP eine Website zum
Thema Impfmythen an, da sich viele anderssprachige Bevdlkerungsgruppen von
kursierenden Impfmythen von einer Impfung abhalten lassen. Die angebotenen In-
formationen zu Impfmythen liegen in neun Sprachen (Englisch, Italienisch, Franzo-
sisch, Polnisch, Turkisch, Rumanisch, Russisch Arabisch und Farsi) vor. Neben den
eigentlichen Impfinformationsangeboten werden auf der Rechtsgrundlagenseite
des StMGP fir die beiden wichtigsten Rechtsgrundlagen, die Bayerische Infektions-
schutzmaflnahmenverordnung (BaylfSMV) und die Allgemeinverfiigung Isolation, in
der Regel Ubersetzungen in neun Sprachen (Englisch, ltalienisch, Franzésisch, Pol-
nisch, Turkisch, Rumanisch, Russisch Arabisch und Farsi) angeboten. Zur Steige-
rung der Impfbereitschaft bzw. zur Erreichung weiterer Zielgruppen wurden nach
Beschluss der Staatsregierung bereits Mitte Juli 2021 verschiedene MaRnahmen
unter Mitwirkung der Impfzentren bzw. der Landkreise und kreisfreien Stadte sowie
von weiteren Kooperationspartnern ergriffen. Die MalRnahmen zielen insbesondere
auf moglichst niedrigschwellige Angebote mit unterschiedlichen Zielgruppen ab
(Bevolkerung gesamt bzw. bestimmte Bevodlkerungsgruppen). Es ging dabei u. a.
auch darum, mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen eine sehr mobile Ziel-
gruppe zu erreichen, die moglichst ohne Terminierung oder Vorgaben Impfange-
bote haben méchte. Es finden und fanden vielfaltige Sonderimpfaktionen (wie ,Pop-
Up-Impfungen® mit mobilen Impfteams/Impfbussen, ,Familiensonntage®, ,Drive-In-
Impfen®), Aktionen mit Kooperationspartnern (wie beispielsweise Gaststatten,
Sportvereinen, Einkaufszentren und Religionsgemeinschaften) und auf bestimmte
Bevolkerungsgruppen fokussierte Impfaktionen (z. B. Impfungen von Schilern,
Impfungen von Erntehelfern, Impfaktionen bei Jobcentern und Tafeln und an sozia-
len Brennpunkten) statt.
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55. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Schliisse sie aus den Er-

Ulrich kenntnissen der ,All-cause mortalitiy“-Studie aus England
Singer zieht!, die nach Untersuchungen von Prof. Dr. Christof Kuh-
(AfD) bandner darauf hindeuten, dass die Sterbehaufigkeit von ver-

meintlich Corona-Ungeimpften mit einem bestimmten Zeitver-
satz der Kurve der Impfaktionen folgt (mit einem Korrelations-
koeffizient von 0,98), wie sie ausschlief3en will, dass es sich bei
diesem Effekt nicht um systematische Fehlzuschreibungen an
die Gruppe der Ungeimpften handelt und welche Konsequen-
zen sie aus der mdglichen Erkenntnis ziehen will, wenn diese
Untersuchungen den Verdacht auf erhéhte Todesfolgen durch
Impfaktionen erharten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Wirksamkeit und Sicherheit der Impfungen in Deutschland wird von den zustan-
digen Behorden und Gremien bewertet, im Wesentlichen von der européischen Arz-
neimittelbehérde EMA, dem Paul-Ehrlich-Institut sowie der Standigen Impfkommis-
sion beim Robert Koch-Institut. Die Staatsregierung nimmt parallel keine zusatzli-
chen fachlichen Bewertungen der wissenschaftlichen Evidenz vor.

Bei den von Neil et al. zitierten Datenauswertungen handelt es sich um eine Vorab-
Veroffentlichung (preprint) auf einem Online-Portal; eine Ubliche wissenschaftliche
Prifung im Rahmen des Peer-Review erfolgte nicht. Der Studie liegen offenbar aus-
schlieRlich Daten aus Grof3britannien zu Grunde. Zudem sehen die Autoren selbst
erhebliche Limitationen bzgl. Ihrer Studie und den zugrundeliegenden Daten. Die
Staatsregierung nimmt weder zur Qualitat der Daten Stellung noch zieht sie
Schlussfolgerungen aus wissenschaftlich nicht gepriften Daten.

Herr Prof. Kuhbandner versucht, aus korrelativen Betrachtungen kausale Schluss-
folgerungen zu ziehen bzw. entsprechende Fragen aufzuwerfen. Methodisch eig-
nen sich korrelative Betrachtungen jedoch im Allgemeinen nicht fur Kausalanalysen.
Prof. Thomas Bauer vom RWI, Leibniz-Institut fur Wirtschaftsforschung (vormals
Rheinisch-Westfalisches Institut fir Wirtschaftsforschung) in Essen und andere sta-
tistische Fachleute haben die Auswertungen von Herrn Prof. Kuhbandner bereits
als methodisch unhaltbar kritisiert2. Die Kritik bezieht sich sowohl auf die spekulati-
ven Ruckschlisse von Korrelationen auf kausale Beziehungen, ohne die einschla-
gigen Kriterien von Bradford-Hill abzuprifen, als auch auf spezielle Probleme bei
der Korrelation von Zeitreihen. Auch die Auswertungen von Herrn Prof. Kuhbandner
sind nicht wissenschaftlich publiziert.

T Vgl.: Studie ,Latest statistics on England mortality data suggest systematic mis-categorisation of vac-
cine status and uncertain effectiveness of Covid-19 vaccination® unter https://www.research-
gate.net/publication/356756711

2 https://www.rwi-essen.de/unstatistik/123/
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56. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie lange sie bereits Uber Miss-
Dr. Dominik stédnde im Seniorenheim Ebnerstralle in Augsburg Kenntnis hat,
Spitzer welche Mangel seit der letzten Anfrage zum Plenum von Dr. Do-
(FDP) minik Spitzer vom 27.09.2021 (Drs. 18/18086) zur Causa ,Se-

niorenheim Ebnerstrae in Augsburg® in der Einrichtung aufge-
treten sind (bitte die entsprechenden Pflegemangel auflisten)
und was die Staatsregierung seit Kenntnisnahme der dramati-
schen Pflegemangel bisher unternommen hat?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die in der Anfrage zum Plenum aufgefiihrte Drs. 18/18086 betraf nicht die Einrich-
tung Seniorenheim Ebnerstralle, sondern die Seniorenresidenz Schliersee. Inso-
weit sind diese beiden Vorgange zu trennen.

Grundsatzlich ist es Aufgabe der o6rtlich zustandigen Fachstelle fir Pflege- und Be-
hinderteneinrichtungen — Qualitatsentwicklung und Aufsicht (FQA), beim Vorliegen
von Mangeln, d. h. bei Abweichungen von den gesetzlichen Anforderungen, etwa-
ige Anordnungen zu erlassen. Die Landratin bzw. der Landrat sowie in kreisfreien
Stadten die Oberblrgermeisterin bzw. der Oberburgermeister tragt aufgrund seiner
Organisationshoheit die Verantwortung dafiir, dass die FQA ihrem gesetzlichen
Vollzugsauftrag nach dem Pflege- und Wohnqualitdtsgesetz (PfleWoqG) hinrei-
chend nachkommen kann. Sofern das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege
(StMGP) anderweitig Erkenntnisse erlangt oder sich aus den Berichten Fragen er-
geben, wird die zustandige FQA Uber die jeweilige Regierung um Berichterstattung
gebeten. In besonderen Fallen macht sich das StMGP selbst ein Bild vor Ort.

Das StMGP hat die FQA der Stadt Augsburg Uber die Regierung von Schwaben
beauftragt, die Pflege-, Betreuungs- und Personalsituation in der Einrichtung einer
engmaschigen Uberpriifung zu unterziehen und den Trager der Einrichtung auf
seine Verpflichtungen, insbesondere die Sicherstellung der Pflege und Betreuung
zu gewahrleisten, hinzuweisen. Zudem haben das StMGP und die Regierung von
Schwaben die FQA fachlich beratend begleitet und sich regelmaRig informieren las-
sen.

Die FQA der Stadt Augsburg hat im Zeitraum Mai 2021 bis Januar 2022 insgesamt
drei unangemeldete Prufungen durchgefihrt. Das StMGP war hinsichtlich der pfle-
gefachlichen Begleitung an allen drei Begehungen am 11.05.2021, 12.10.2021 so-
wie am 31.01.2022 beteiligt. Daneben wurden von Mai bis Oktober 2021 flnf Bera-
tungen durch die FQA vorgenommen.

Der Trager und die Leitung einer stationaren Einrichtung haben sicherzustellen,
dass insbesondere eine angemessene Qualitat der pflegerischen Versorgung der
Bewohnerinnen und Bewohner nach dem allgemein anerkannten Stand der pflege-
wissenschaftlichen Erkenntnisse gesichert ist. Insbesondere die qualitative Erbrin-
gung der Pflege- und Betreuungsleistungen liegt alleine in der Verantwortung der
Einrichtung. Demgegentber ist es die Aufgabe der zustandigen FQA, die Einrich-
tung engmaschig zu Uberprifen und alle erforderlichen MalRnahmen zu ergreifen,
damit der Trager der Einrichtung seinem Sicherstellungauftrag nachkommt.

Als Konsequenz aus der ersten Prifung im Mai 2021 unter Beteiligung der Regie-
rung und des StMGP wurde die FQA aufgefordert, insbesondere zum erheblichen
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Mangel in der Anwendung und der Instandhaltung von Hilfsmitteln, die Umsetzung
der angeordneten MalRnahmen zu uberprifen und im Falle der Nichterfillung ent-
sprechende weitere Mallnahmen, wie z. B. die Erhebung von Zwangsgeldern, zu
veranlassen.

Im Verlauf der folgenden beiden Begehungen unter Beteiligung des StMGP wurde
hier ein Prifungsschwerpunkt gesetzt. Zu den in den weiteren Begehungen festge-
stellten erheblichen Mangeln im Bereich des Wundmanagements, Umsetzung arzt-
licher Anordnungen und die Bedirfnisse der Bewohner und Bewohnerinnen vor Be-
eintrachtigungen zu schiitzen wurde zur Sicherstellung einer angemessenen Qua-
litat der Pflege und Betreuung der betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner die
Behebung der erheblichen Mangel angeordnet. Die Umsetzung der Mallnahmen
und der weitere Verlauf des Verwaltungsverfahrens werden weiterhin von der zu-
standigen FQA engmaschig tberpruft.

Unter Hinweis auf laufende Verfahren und der Kiirze der Zeit, ist eine ausfihrliche
chronologische Auflistung der Mangelsachverhalte nicht mdglich.
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57. Abgeordnete Nach der SchlieRung von finf Praxen der Kinder- und Jugend-
Rosi psychiatrie Uberwiegend in Ostbayern (Standorte in Freising,
Steinberger Landshut, Eggenfelden, Abensberg und Passau) frage ich die
(BUNDNIS Staatregierung, wie die kinder- und jugendpsychiatrische Ver-
90/DIE GRU-  sorgung in Ostbayern derzeit gewahrleistet werden kann und
NEN) was sie zu tun gedenkt, um die Versorgung in Zukunft auf solide

Beine zu stellen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Sicherstellung der vertragsarztlichen Versorgung wurde der Kassenarztlichen
Vereinigung Bayerns (KVB) durch bundesgesetzliche Regelung (§ 75 Flnftes Buch
Sozialgesetzbuch — SGB V) als Selbstverwaltungsaufgabe Gbertragen. Das Staats-
ministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) fiihrt Uber die KVB lediglich die
Rechtsaufsicht und kann die Verfahrensweisen und Entscheidungen der KVB nur
beanstanden, wenn diese offensichtlich rechtswidrig sind, also unter keiner rechtli-
chen Betrachtungsweise mehr vertretbar erscheinen.

Die vertragsarztliche Versorgungslage in den Planungsbereichen Landshut und Do-
nau-Wald (Niederbayern) sowie Minchen, Ingolstadt, Oberland und Sud-
ostoberbayern (Oberbayern) liegt fir die Arztgruppe der Kinder- und Jugendpsychi-
ater in nahezu allen Planungsbereichen im (berversorgten Bereich
(Stand 31.01.2022). Lediglich im Planungsbereich Donau-Wald liegt der Versor-
gungsgrad mit 92,50 Prozent bei 1,50 offenen Niederlassungsmaoglichkeiten unter
100 Prozent.

Eine gute, wohnortnahe und qualitativ hochwertige ambulante medizinische Versor-
gung in allen Teilen Bayerns ist auch der Staatsregierung ein zentrales gesund-
heitspolitisches Anliegen. Vor diesem Hintergrund unterstiitzt das StMGP — in Er-
ganzung zu den MaBnahmen der KVB — die Niederlassung von Arztinnen und Arz-
ten sowie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im landlichen Raum des
Freistaats mit der Landarztpramie.

Mit der Landarztprdmie werden unter anderem Niederlassungen von Kinder- und
Jugendpsychiatern (in Orten mit max. 40 000 Einwohner) mit bis zu 60.000 Euro
(Filialbildungen bis zu 15.000 Euro) sowie Niederlassungen von Vertragspsycho-
therapeuten mit bis zu 20.000 Euro (Filialbildung bis zu 5.000 Euro) geférdert. We-
sentliche Fordervoraussetzung ist, dass die Niederlassungen in Orten erfolgen, die
nicht Uberversorgt sind.

Bisher konnten bereits 892 Niederlassungen und Filialbildungen geférdert werden.
Dabei haben mit Stand 31.01.2022 16 Kinder- und Jugendpsychiater, davon sieben
in Ober- und vier in Niederbayern, eine Foérderung erhalten.
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58. Abgeordnete = Nachdem es vielen Féllen zur Folge hat, dass in den Kinderta-

Dr. Simone geseinrichtungen, Kindertagespflegestellen oder Heilpadagogi-
Strohmayr schen Tagesstatten zwar die Kinder wieder da sind, doch die
(SPD) Lehrkrafte und das Personal trotz eines negativen Tests noch

daheimbleiben missen, frage ich die Staatsregierung, wie die
unterschiedlichen Quarantaneregeln fir Schilerinnen bzw.
Schilern und Kinder in Kindertageseinrichtungen, Kindertages-
pflegestellen oder Heilpaddagogischen Tagesstatten sind (Qua-
rantdne kann nach mind. fiinf Tagen durch Freitestung beendet
werden) und dem Personal, das in den genannten Einrichtun-
gen tatig ist (Freitestung erst nach mind. sieben Tagen), zu er-
klaren sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Angesichts der besonderen Bedeutung schulischer Bildung gerade auch in Form
von Prasenzunterricht sowie der bisherigen Belastungen der Schilerinnen und
Schdler seit Beginn der Coronapandemie im Marz 2020 wurde die Verklirzung der
(Mindest-)Quarantanedauer auf funf Tage statt sieben Tage ermdglicht. Die Verkir-
zungsmoglichkeit auf finf Tage ist zur Erreichung von Bildungsgerechtigkeit und
zur Aufrechterhaltung des Prasenzbetriebs vertretbar, da Schilerinnen und Schiler
sowie Kinder, die eine Kinderbetreuungseinrichtung besuchen, engmaschig seriell
getestet werden und dadurch eine hohe Sicherheit gewahrt wird.

Im Ubrigen sind Personen — auch Lehr- und Betreuungskrafte — nicht quaranténe-
pflichtig, wenn diese vollstandig geimpft sind und eine Auffrischungsimpfung erhal-
ten haben bzw. frisch geimpft oder genesen sind. Dadurch kann sichergestellt wer-
den, dass der Prasenzunterricht und die Kinderbetreuung auch bei einer
(Mindest-)Quarantanedauer von sieben Tagen aufrechterhalten werden kann. Die
aktuelle Anderung des Kontaktpersonen-Managements, das aufgrund der engma-
schigen seriellen Testungen in Kindertageseinrichtungen und Schulen nun bei ein-
zelnen Infektionsféllen keine Quarantéane fur enge Kontaktpersonen mehr vorsieht,
durfte zusatzlich zur Entscharfung der geschilderten Problematik beitragen.

Eine Verkurzung der (Mindest-)Quarantanedauer fur alle Personen auf finf Tage ist
aus infektionsschutzfachlicher Sicht jedoch nicht sinnvoll: Im Hinblick auf die im
September 2021 eingefuhrte Mdglichkeit, die Quarantédnedauer nach bereits funf
Tagen zu beenden, hatte sich gezeigt, dass insoweit eine sichere Unterbrechung
der Infektionsketten von asymptomatischen engen Kontaktpersonen haufig nicht
gelingt. Dies ist darin begriindet, dass Infektionen auch erst nach dem flinften Tag
oder spater nachgewiesen werden; die Inkubationszeit von SARS-CoV-2 betragt
bis zu 14 Tagen. Daher und aufgrund des erheblichen Infektionsgeschehens ist es
notwendig, den Zeitraum bis zur vorzeitigen Mdglichkeit der Beendigung der Qua-
rantane von engen Kontaktpersonen auf grundsatzlich mindestens sieben Tage
festzulegen.
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59. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung vor dem Hintergrund, dass die

Gabriele Schuleingangsuntersuchung in allen deutschen Bundeslan-
Triebel dern eine gesetzlich vorgeschriebene Untersuchung ist, die auf
(BUNDNIS Einladung der 6rtlichen Gesundheitsamter vor der Aufnahme in
90/DIE GRU-  die Grundschule stattfindet, ob die Untersuchungen, trotz Uber-
NEN) lastung der Gesundheitsamter durch die aktuelle Pandemie,

stattfinden, was die Vorgaben sind, falls nicht und ob es die
Madglichkeit gibt, dass Kinderarztinnen und Kinderarzte statt der
Gesundheitsamter die Untersuchungen in Ausnahmefallen
durchfiihren kénnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Schuleingangsuntersuchung (SEU) stellt einen wichtigen Baustein in der Beur-
teilung der Gesundheit und des Entwicklungsstandes der einzuschulenden Kinder
dar. Daher ist die SEU in Bayern weiterhin eine Pflichtaufgabe der Gesundheitsam-
ter. Die Pandemie schrankt jedoch die Kapazitaten fur die tblichen dienstlichen Auf-
gaben an den Gesundheitsamtern weiterhin ein, da das Personal Gberwiegend in
der Pandemiebewaltigung gebunden ist. Das Staatsministerium fir Gesundheit und
Pflege (StMGP) hat daher fir die Gesundheitsamter, bei denen eine regulare SEU
nicht umfassend durchgefiihrt werden kann, die Mdglichkeit geschaffen, wahrend
der andauernden Pandemie den Umfang der SEU zu reduzieren. Die reduzierte
SEU beinhaltet die Nachweiskontrolle Gber die Teilnahme an der U9-Vorsorgeun-
tersuchung und die Impfbucheinsicht durch das zustandige Gesundheitsamt.

Die Vorlage des Nachweises der in Bayern gesetzlich festgeschriebene U9-Friiher-
kennungsuntersuchung, durchgefiihrt durch die Kinder- und Hausarzte, stellte bis-
her und stellt auch weiterhin einen wichtigen und festen Bestandteil der SEU dar.
Die U9-Vorsorgeuntersuchung hat ebenso wie die SEU das Ziel, mogliche gesund-
heitliche Stérungen oder auch Férderungsbedarf zu erkennen. Somit leistet die U9
bereits einen wertvollen Beitrag fur die Einschatzung des Gesundheits- und Ent-
wicklungsstandes des Kindes. Werden die Nachweise nicht vorgelegt, ist eine SEU
durch das Gesundheitsamt durchzufihren.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Digitales

60. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in welchen Gremien des IT-Pla-

Benjamin nungsrats Bayern aktuell vertreten ist, von welchen Ressorts
Adjei der Staatsregierung die Vertreterinnen bzw. Vertreter entsen-
(BUNDNIS det werden und wie viele Referentinnen- bzw. Referentenstel-
90/DIE GRU- len die Gremienarbeit unterstiitzen (bitte fiir jedes Gremium
NEN) einzeln aufschliisseln)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Digitales

Der Freistaat Bayern ist aktuell in nahezu allen seitens IT-Planungsrat initiierten
Gremien vertreten'. Im Gremium Abteilungsleiterrunde ist das Staatsministerium fir
Digitales (StMD) mit zwei Referenten vertreten. In den Gremien Strategiegremium,
foderales Architekturboard und Rechtsgremium des IT-Planungsrats ist das StMD
mit jeweils einem Referenten vertreten. In der AG Cloud Computing und digitale
Souveranitat sind das StMD und das Staatsministerium der Finanzen und fir Hei-
mat (StMFH) mit jeweils einem Referenten vertreten. In der AG Informationssicher-
heit ist das StMFH mit einem Referenten vertreten. Diese Stellen verstehen sich
nicht als ausschliellich fiir die Gremienarbeit bereitgestellte Stellen, es handelt sich
um Vertreter der Hauser, die in den Gremien im Rahmen der allgemeinen Aufga-
benwahrnehmung die Abstimmungsprozesse stellvertretend fiir Bayern wahrneh-
men. Ein Rickschluss auf Arbeitszeitanteile fir die Gremienarbeit oder auf den be-
hérdenlbergreifenden Arbeitsaufwand zur Sitzungsvorbereitung ist daraus nicht
abzuleiten.

1

https://www.it-planungsrat.de/foederalezusammenarbeit/gremien
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